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Sehr geehrte Frau Bundesratin

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fur die Gelegenheit, zur Vernehmlassungsvorlage fiir ein revi-

diertes URG Stellung nehmen zu dirfen.

Suisseculture, der Dachverband aller Schweizer professionellen Kulturschaffen-

den, begrisst im Grundsatz die meisten in der Vernehmlassungsvorlage enthalte-

nen Vorschldge. Die Vorschlage nehmen einen grossen Teil der Punkte auf, die im

Konsens von der Arbeitsgruppe zum Urheberrecht (AGUR12) vorgeschlagen wur-

den. Zudem wird neu das langst fallige Verleihrecht eingefiihrt und es wird vorge-

schlagen, die Schutzfahigkeit der Fotografien an die verdanderten Umstiande anzu-

passen.

Gleichwohl wird von Suisseculture bemangelt, dass immer noch wichtige

Elemente in der Vorlage fehlen, bzw. mangelhaft umgesetzt sind.

Suisseculture gehdren folgende Verbénde und Organisationen an: ACT - Berufsverband der
freien Theaterschaffenden; AdS - Autorinnen und Autoren der Schweiz; ARF/FDS - Verband
Filmregie und Drehbuch Schweiz; ASTEJ — Verband theater fiir junges publikum; dansesuisse —
Berufsverband der Schweizer Tanzschaffenden; impressum - Die Schweizer Journalistinnen; ktv -
Vereinigung Klnstlerlnnen — Theater — Veranstalterinnen, Schweiz; Musikschaffende Schweiz; Pro
Cirque; ProlLitteris; ProLitteris - Flirsorge-Stiftung; SBf - Schweizer Berufsfotografen; SBKV,
Schweizerischer Bihnenkinstlerverband; SGBK, Schweizerische Gesellschaft Bildender
Kinstlerinnen; SIG - Schweizerische Interpreten-Gesellschaft; SMS - Schweizer Musik Syndikat;
SMV - Schweizerischer Musikerverband; STFG - Schweizerische Trickfilmgruppe; SSA - Société
Suisse des Auteurs; SSM - Schweizer Syndikat Medienschaffender; ssfv — schweizer syndikat film
und video; ssrs - syndicat suisse romand du spectacle; syndicom — Gewerkschaft Medien und
Kommunikation; STV - Schweiz. Tonklinstlerverein; SUISA; SUISA - Stiftung far Musik;
SUISSIMAGE; vfg - Vereinigung fotografischer Gestalterinnen; USPP - Union Suisse des
Photographes Professionnels; VISARTE - Berufsverband visuelle Kunst Schweiz.

Suisseculture
Kasernenstrasse 23
CH-8004 Zirich

T +41 43 322 07 30

E info@suisseculture.ch
w suisseculture.ch
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So fehlen insbesondere:

e Ein neues Vergutungsmodell fur das Austauschen von Werken und Leistungen
in einem beschrankten Personenkreis Uber das Internet.

e Die Sicherung einer Vergttung an die Urheberinnen und Urheber fir das
Zuganglichmachen von audiovisuellen Werken.

e Die Sicherung einer Vergttung an die Urheberinnen und Urheber fir das
Zuganglichmachen von journalistischen Werken.

e Anpassung der Schutzfrist fur Leistungsschutzrechte an das EU-Niveau.

e Minderung der Ungleichbehandlung zwischen Urhebern, Urheberinnen und
ausitbenden Kiinstler und Kiinstlerinnen bei der Berechnung der

Vergltungsansatze.

o Das Folgerecht fiir bildende Kiinstlerinnen und Kiinstler beim Weiterverkauf
ihrer Werke.

Anderseits wurden im Vernehmlassungsentwurf neue Regulierungen der
Verwertungsgesellschaften aufgenommen, die weder diskutiert noch von Seiten
der Nutzer oder Rechteinhaber gefordert wurden:

Weil das bestehende Regelsystem bereits ausreichend und rechtsgentigend ist,
lehnt Suisseculture eine Ausdehnung der Aufsicht tber die Tatigkeit der Verwer-
tungsgesellschaften sowie der Tarifgenehmigung ab. Im einzelnen sollen die vom
Bundesrat vorgeschlagene Ausdehnung der Aufsicht auf weitere Wahr-
nehmungsbereiche, die Ausdehnung der Prifung auf die Angemessenheit der
Geschaftsfihrung sowie die erweiterte Aufsicht im Bereich der
Verteilungsreglemente nicht umgesetzt werden.

Suisseculture wird sich im weiteren Gesetzgebungsverfahren mit Nachdruck fiir
diese sowie flir die nachfolgend detailliert aufgefiihrten Anliegen und damit fir
die Besserstellung der professionellen Kulturschaffenden einsetzen.
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Einleitende Bemerkungen

Die Vorlage entspricht in weiten Teilen den Vorschlagen der Arbeitsgruppe Urhe-
berrecht (AGUR12), die Ende 2013 im Rahmen eines Konsenses von Vertretern der
Kulturschaffenden, Konsumenten und Nutzerverbanden ausgearbeitet wurde. Als
zentrales Anliegen sollen zeitgemasse gesetzliche Bedingungen geschaffen wer-
den, damit Urheberinnen und Urheber auch im Internetzeitalter fair abgegolten
werden und der Kreativwirtschaft die wirtschaftliche Basis nicht entzogen wird.
Dazu werden in der Vernehmlassungsvorlage Massnahmen gegen die
Internetpiraterie und die illegalen Angebote im Internet vorgeschlagen, die wir in
der Stossrichtung begriissen, die aber in der Umsetzung zu verbessern sind.

Anderseits weist die Vorlage gerade diesbeziiglich Mangel auf, indem z.B.
Vorschlage fiir die Ausgestaltung neuer Vergutungsmodelle, wie sie von
Suisseculture eingegeben wurden, nicht in die Vorlage aufgenommen wurden.
Unseres Erachtens reichen die detaillierten neuen Regelungen fiir ein Takedown
und Staydown-Verfahren bei Urheberrechtsverletzungen im Internet dafur nicht
aus und sind zu erganzen.

Konsumenten sollen auch weiterhin geschiitzte Werke aus dem Internet fiir den
privaten Gebrauch frei herunterladen kdnnen. Deshalb unterstitzt Suisseculture
die vorgeschlagenen Schutzmassnahmen bezliglich des Hochladens und der
illegalen Verbreitung geschutzter Inhalte. Aber in diesem Zusammenhang sollen
nicht nur Internetprovider in die Pflicht genommen werden, um den Zugang zu
illegalen Quellen einzuschranken oder zu verhindern, sondern es soll auch
sichergestellt werden, dass die Berechtigten fiir solche Verwendungen ihrer
geschiitzten Werke und Leistungen angemessen entschadigt werden.

Eine Entschadigung der Rechteinhaber fur die Verbreitung im Rahmen einer in
personlicher Hinsicht begrenzten Online-Gemeinschaft oder liber eine personliche
Internetdomane ist zu unserem grossen Bedauern im vorliegenden Entwurf
uberhaupt nicht vorgesehen. Dies obwohl im Bericht der AGUR12 unter Punkt
9.4.1 festgehalten wird, dass eine Unterstellung des Austausches von Werken und
Leistungen in einem bestehenden und begrenzten Kreis von Personen liber das
Internet unter die kollektive Verwertung gepruft werden soll. Diesem Anliegen
wird der vorliegende Entwurf in keiner Weise gerecht. Die im Entwurf des
Bundesrates vorgesehenen Massnahmen im Bereich der Internetnutzung zielen
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ausschliesslich auf die Verhinderung der gewerblichen Verbreitung unlizenzierter
Werke. Massnahmen in diese Richtung sind zwar notwendig, fur sich allein
betrachtet aber ungenligend, zumal dadurch den Berechtigten keine
angemessenen Vergutungen fir die Nutzungen ihrer Werke sichergestellt werden.

Zu den ergdnzenden Vorschlagen von Suisseculture im Ein-
zelnen

1. Verbesserte Situation fiir Kulturschaffende bei Online-Nutzung ihrer
Werke

Flr eine angemessene Entschadigung der Kulturschaffenden schlagt
Suisseculture folgende Gesetzesergdanzungen vor:

Art. 22d (neu) Verwenden in Online-Gemeinschaften und in persénlichen
Internetdoménen

1 Das Recht, einzelne Werke so zu verwenden, dass Personen von Orten und zu
Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, kann nur tiber zugelassene
Verwertungsgesellschaften geltend gemacht werden, wenn der Abruf kostenlos
ist und die Verwendung durch eine natiirliche Person im Rahmen einer in
personlicher Hinsicht begrenzten Online-Gemeinschaft oder liber eine persénliche
Internetdomaéne dieser Person erfolgt.

2 Wer eine solche Online-Gemeinschaft verwaltet, eine personliche
Internetdoméne beherbergt und wer den Zugang zur Online-Gemeinschaft oder
zur personlichen Internetdomane verschafft, haftet gegentiber den
Verwertungsgesellschaften solidarisch fiir die tarifliche Abgeltung der Rechte
nach Abs. 1.

3 Wenn die Verwendung das Online-Angebot von Werken durch Dritte oder den
Vertrieb von Werkexemplaren, Tontragern oder Tonbildtrdgern beeintréchtigt,
bleibt die Rechtswahrnehmung durch die Rechtsinhaberinnen oder Rechtsinhaber
vorbehalten.

Mit dieser neuen Bestimmung soll die Forderung von Ziff. 9.4.1 des AGUR12-
Berichtes aufgenommen werden, wonach zu prifen ist, wie das Austauschen von
Werken und Leistungen in einem bestehenden und begrenzten Kreis von




sutsseoy|ture

Personen Uber das Internet unter die kollektive Verwertung gestellt werden kann
(Abs. 1 von Art. 22d). Wichtig ist, dass nicht die einzelnen User fiir die
Vergitungen aufkommen sollen, sondern die Anbieter der entsprechenden
Dienste (Abs. 2 von Art. 22d). Schliesslich soll mit der Formulierung in Abs. 3
verhindert werden, dass eine Beeintrachtigung von bestehenden Vertriebskanalen
eintreten kann, so dass in solchen Fallen die Rechtswahrnehmung durch die
Rechtsinhaber vorbehalten bleibt.

Folgerichtig muss der in der Vorlage neu formulierte Artikel 40
(Bewilligungspflicht) in Abs. 1 lit. b erganzt werden:

b. die ausschliesslichen Rechte nach den Artikeln 22-22d und 24b geltend
macht;

2. Fehlende Vergiitung fiir audiovisuelle Werke an die Urheberinnen
und Urheber

Online-Plattformen (Video on Demand) fiir Kino- und Fernsehfilme haben den
Videoverleih weitestgehend abgeldst. Entsprechend missen die Urheber- und
Leistungsschutzrechte an diese technische Entwicklung angepasst werden, um
der heutigen Internetnutzung gerecht zu werden. Diese Anderung fehlt im
vorliegenden Entwurf.

Suisseculture hélt diesbezliglich an folgenden Ergdnzungsantragen fest:

Art. 13a (neu) Verglitungsanspruch fir das Zuganglichmachen von
audiovisuellen Werken

1 Wer audiovisuelle Werke erlaubterweise so zugdnglich macht, dass

Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den

Urhebern und Urheberinnen dieser Werke hierfiir eine Verglitung.

2 Der Bundesrat kann bestimmte Kategorien von audiovisuellen Werken von

diesem Vergidtungsanspruch ausnehmen. Kein Verglitungsanspruch entsteht
bei Nutzungen nach den Artikeln 22a — 22c.

3 Die Verglitungsanspriiche sind unverzichtbar und stehen nur den Urhebern

und Urheberinnen zu; sie kbnnen nur von zugelassenen

Verwertungsgesellschaften (Art. 40 ff.) geltend gemacht werden.
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Art. 35a (neu) Verglitungsanspruch fir das Zuganglichmachen von
Darbietungen in audiovisuellen Werken

1Wer Darbietungen in audiovisuellen Werke erlaubterweise so zugédnglich

macht, dass Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben,

schuldet den austibenden Kiinstlern und Kiinstlerinnen eine Vergiitung.

2Kein Vergidtungsanspruch entsteht bei der Nutzung von Firmenportraits und

Industriefilmen, Werbe- und Promotionsfilmen, Musikvideos und

Computerspielen sowie bei Nutzungen nach den Artikeln 22a — 22c.

3Die Vergitungsanspriiche sind unverzichtbar und stehen nur den

austibenden Kinstlern und Kiinstlerinnen zu; sie kénnen nur von
zugelassenen Verwertungsgesellschaften geltend gemacht werden.

4Ausldndischen ausiibenden Kiinstlern und Kiinstlerinnen, die ihren

gewohnlichen Aufenthalt nicht in der Schweiz haben, steht ein Anspruch auf

Vergiitung nur zu, wenn der Staat, in welchem das audiovisuelle Werk

produziert wurde, den schweizerischen Staatsangehérigen ein

entsprechendes Recht gewaéhrt.

Gemass dem erlauternden Bericht zur geplanten URG Revision war es Teil des
Mandats der AGUR12, die Anpassung des Urheberrechts an die technische
Entwicklung aufzuzeigen und besonderes Augenmerk auf die Entwicklung von
Verwertungsmodellen zu legen, die den heutigen Internetnutzungen gerecht
werden, wie dies insbesondere in den Postulaten Recordon und Glattli gefordert
wurde (Seite 18 der Erlduterungen).

Das Internet hat nicht nur zu Tauschborsen und Social Media Seiten gefiihrt,
sondern auch zu neuen Geschaftsmodellen, welche fur die Kulturschaffenden zu
erheblichen Problemen gefuhrt haben. Das Zugéanglichmachen von Kino- und
Fernsehfilmen durch Onlineplattformen (VoD) hat das Vermieten physischer
Werkexemplare abgelost. Wahrend Filmurheber und Filmschauspieler am
Vermietgeschaft aufgrund des gesetzlichen Vergutungsanspruchs von Art. 13
URG partizipierten, ist dies beim Zuganglichmachen heute nicht der Fall.

Die Lizenzerteilung flir den Betrieb eines VoD Angebotes erfolgt in der Schweiz in
gleicher Weise wie fuir das Senden durch ein Sendeunternehmen. Die Filmurheber
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ubertragen der Filmproduzentin ihre Rechte unter Vorbehalt der bereits einer Ver-
wertungsgesellschaft eingerdumten Rechte.

Im Bereich der Senderechte funktioniert dieses System seit Jahren zur Zufrieden-
heit aller Beteiligter, wahrend es im Bereich von VoD Angeboten diesbeziiglich
Probleme gibt.

Wenn der Bundesrat in seiner Antwort auf die Interpellation Stockli (Ip 15.3876)
festhalt, es liege an den Berechtigten weniger nachteilige Vertrage abzuschlies-
sen, so verkennt dies die wirtschaftliche Realitat und Machtverhéltnisse. Bei den
VoD Anbietern handelt es sich haufig um global tatige, marktmachtige Firmen, de-
nen die Filmproduzenten oder Filmverleiher (trotz Ausschliesslichkeitsrechten) als
schwachere Partei gegeniber stehen. Filmurheber und Filmschauspieler gehen
daher bei diesen neuen Geschaftsmodellen leer aus, obschon sie die ersten in der
ganzen Wertschopfungskette sind.

Die durch die Verlagerung vom Vermieten physischer Werkexemplare (Art. 13
URG) hin zu Onlineangeboten entstandene Liicke ist durch einen neuen Art. 13a
bzw. 35a zu schliessen. Vorzusehen ist ein nichtabtretbarer gesetzlicher Vergu-
tungsanspruch der Filmurheber und Filmschauspieler gegentiber den Onlinean-
bietern fur das Zuganglichmachen ihrer Werke im Rahmen solcher VoD-Angebote.

Dieser Verglitungsanspruch soll neben dem Exklusivrecht der derivativen
Rechteinhaber bestehen. Es geht nicht um eine doppelte Zahlung, wie der
Bundesrat irrtimlicherweise meint, sondern um eine zweigeteilte Zahlung bzw.
um eine Gabelung der Rechteabgeltung, wie dies bereits heute in andern
Bereichen der Fall ist, so bei der Kinoauswertung, wenn die Urheberrechte der
Komponisten der Filmmusik tGber die SUISA abgegolten werden oder bei
Nutzungen durch Schweizerische Sendeunternehmen, wenn die Urheber im
Rahmen einer freiwilligen Kollektivverwertung uber die
Verwertungsgesellschaften entschadigt werden.

Schuldner der Verglitung ware auch hier der Dienstanbieter, welcher eine
zweigeteilte Verglitung schuldet: einerseits die an die Produzentin abgefiihrte
Lizenzgeblihr und andererseits die lGiber die Verwertungsgesellschaften an die
Urheber fliessende Entschadigung.
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3. Fehlende Verglitung an die Urheberinnen und Urheber von
journalistischen Werken

Ebenso nichts enthalten ist im Entwurf des Bundesrates tber die unverzichtbaren
Vergltungsanspriche von Journalistinnen und Journalisten fur die Nutzung ihrer
Werke im Internet. Damit diesen bei Verwendung ihrer Werke eine angemessene

Vergltung zukommt, schlagt Suisseculture weiterhin folgende Erganzung vor:

Art. 13b (neu) Vergiitungsanspruch fir das Zugdnglichmachen von
journalistischen Werken

1Wer journalistische Werke erlaubterweise so zuganglich macht, dass
Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den
Urhebern und Urheberinnen dieser Werke hierfiir eine Verglitung.

2Die Vergilitungsansprtiche stehen nur den Urhebern und Urheberinnen zu;

sie kbnnen nur von zugelassenen Verwertungsgesellschaften (Art. 40 ff.)

geltend gemacht werden.

Der vorliegende Vorschlag ist ein Kompromiss gegenuber den in der AGUR12
diskutierten Forderungen. Journalistische Werke sind in der Online-Welt
besonders stark von der faktisch unvermeidbaren, unentgeltlichen
Vervielfaltigung betroffen. Nur einmal honoriert zu werden, obwohl die Werke
mehrfach kommerziell genutzt und gratis zuganglich gemacht werden, raubt
vielen Journalisten als Erstberechtigte die Existenzgrundlage. Damit erflillt das
Urheberrecht seinen Schutzzweck nicht mehr. Die mitverantwortlichen,
kommerziellen Internet-Player wie Google, Facebook oder Twitter, die dank der
Werke Ertrage generieren, ohne dafur zu bezahlen, missten sich ebenfalls an der
Vergutung beteiligen. Auch im Ausland sind ahnliche Bestrebungen im Gange.
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4. Harmonisierung der Schutzfrist

Abweichungen des schweizerischen vom europaéischen (inkl. liechtensteinischen)
Recht stehen oft gegen die berechtigten Interessen der Kulturschaffenden und
sind in der Regel mit erheblichen zusatzlichen Kosten verbunden. Insbesondere
die Vereinheitlichung der Schutzfrist wirde eine bestehende Ungleichheit
beseitigen und den Dokumentations- als auch den Abgrenzungsaufwand der
Verwertungsgesellschaften verringern. Zudem wirde der Abschluss von
Gegenseitigkeitsvertragen zwischen Verwertungsgesellschaften erleichtert und
mogliche Komplikationen im Rahmen von internationalen Abkommen eliminiert.
Diese einfache Harmonisierung wurde zur Effizienzsteigerungen bei der
kollektiven Wahrnehmung von Leistungsschutzrechten fiihren, was sich
schliesslich positiv auf die Vergtitungen der Kulturschaffenden auswirken wiirde.
Wir schlagen deshalb folgende Anderung vor:

Art. 39 Schutzdauer

1 Der Schutz beginnt mit der Darbietung des Werks oder der Ausdrucksform der
Volkskunst durch die austibenden Kiinstler und Kiinstlerinnen, mit der
Veroffentlichung des Lichtbildes oder des Ton- oder Tonbildtragers oder mit

deren Herstellung, wenn keine Veroffentlichung erfolgt, sowie mit der
Ausstrahlung der Sendung; er erlischt nach 70 Jahren.

5. Abstellen auf den entgangenen Ertrag bei der Festsetzung der
Vergutungen nach Art. 20 Abs. 2 und 3 URG

Bei der Einschrankung des Vervielfaltigungsrechts durch die Erlaubnis der
Privatkopie sowie der Ubrigen Tatbestande gesetzlich privilegierter
Vervielfaltigungen nach Art. 19 URG soll die Vergutung dem wirtschaftlichen Wert
der Ausnahme entsprechen, d.h. nach dem durch die Ausnahme verursachten
Einnahmenverlust abgegolten werden. Dies verbietet starre Entschadigungssatze
wie sie Art. 60 Abs. 2 URG vorsieht. Fur die Vergltungsregelungen im Bereich von
Art. 20 Abs. 2 und 3 sollte deshalb im Gesetz festgehalten werden, dass die
Vergutung so festzusetzen ist, dass den Berechtigten der entgangene Ertrag
angemessen zu esetzen ist und in diesem Bereich nicht auf die allgemeinen
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Regeln nach Artikel 60 Abs. 1 und 2 URG und insbesondere nicht auf die gegen
Null tendierenden Nutzungskosten der Kopien abgestellt werden darf. Dies wiirde
in diesem Bereich auch zur Milderung der ungerechtfertigten Diskriminierung der
auslibenden Kinstlerinnen und Kiinstler gegentber den Urheberinnen und
Urhebern beitragen. Wir schlagen daher folgende Anderung vor:

Artikel 60 URG neuen Absatz 2°

"2bis Die Vergiltungen nach Artikel 20 Absédtze 2 und 3 sind so

festzusetzen, dass der durch die Einschrankung der
Vervielfdltigungsrechte den Berechtigten entgangene Ertrag

angemessen ersetzt wird."

6. Folgerecht

Seit mehr als hundert Jahren fordern die Schweizer Kiinstlerinnen und Kiinstler
die Einfuhrung des Folgerechts, welches ihnen bei Weiterverkaufen ihrer Werke
der bildenden Kunst und der Fotografie durch den Kunsthandel einen
prozentualen Anteil am erzielten Preis zugesteht. Seit 1971 ist dieses Recht in
der von der Schweiz unterzeichneten Berner Uebereinkunft enthalten, und 2001
hat die EU eine entsprechende Richtlinie verabschiedet, so dass heute alle
Kinstlerinnen und Kiinstler in der EU vom Folgerecht profitieren. Die Schweizer
Kunstschaffenden gehen doppelt leer aus: Zum einen, weil sie bei
Weiterverkaufen ihrer Werke im Inland keine Entschadigung erhalten und zum
andern, weil sie bei Weiterverkaufen im gesamten EU-Raum davon
ausgeschlossen sind. Die Einfuhrung des Folgerechts kann endlich diese
Ungleichbehandlung beheben.

Bundesrat und Standerat haben einem Postulat von Standerat Werner
Luginbuhl zugestimmt (13.4083 Postulat ,Erlos fir Schweizer Kiinstlerinnen
und Kiinstler”), welches einen Bericht einfordert, in dem der Bundesrat darlegt,
welche Lésungen maoglich sind. Diese konnen fiir ein zeitgemasses Folgerecht
wie folgt aussehen:

e Das Folgerecht ist als unverzichtbarer Anspruch im Gesetz zu verankern.

e Dem Folgerecht sollen Weiterverkaufe zu einem hoheren Kaufpreis als dem
zuletzt erzielten unterliegen.

10
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¢ Die Folgerechtsanteile sind von den Weiterverkdufern im Kunsthandel abzugel-

ten.

e Fir den Einzug und die Verteilung der Entschadigungen an die Berechtigten ist

eine Auskunftspflicht zu umschreiben.

e Das Folgerecht soll einfach und ohne grossen Aufwand zentral umgesetzt wer-
den. Da bereits im bestehenden URG von den Vergutungen ein bestimmter
Anteil in einen Flursorgefonds der Verwertungsgesellschaften fliesst, wiirden
bildende Kiinstlerinnen und Kiinstler vermehrt profitieren.

Die Bestimmungen zum Folgerecht sind im 2. Abschnitt des Urheberrechtsgeset-
zes (Verhdltnis der Urheberschaft zum Eigentum am Werkexemplar) nach Art. 12
URG einzufugen, d.h. ein neuer Art. 12a.

Dazu macht die Suisseculture folgenden Gesetzesvorschlag:
Art. 12a Folgerecht

1 Das Folgerecht gewédhrt dem Urheber bzw. der Urheberin fiir die Dauer des

Urheberrechtsschutzes ein unverédusserliches und unverzichtbares Recht auf

Beteiligung am Verkaufspreis aus Weiterverdusserungen nach dem

Erstverkauf ihrer Werke.

2 Das Folgerecht gilt fiir alle Weiterverdusserungen, an denen Vertreter und
Vertreterinnen des Kunstmarktes als Vermittler, Kdufer oder Verkdufer
beteiligt sind. Sie haften solidarisch fiir die Folgerechtsentschddigung, die

vom Weiterverdusserer bzw. der Weiterverdusserin geschuldet ist. Die

Folgerechtsabgabe wird fallig bei jedem Weiterverkauf, bei dem der

Weiterverkaufspreis im Vergleich zum Verkaufspreis, der der

Weiterverdusserung vorangegangenen Verdusserung, hoher ist.

3 Die Anspruchsberechtigten kénnen innerhalb von fiinf Jahren nach dem

Zeitpunkt der Weiterverdusserung von jedem Vertreter und jeder Vertreterin

des Kunstmarktes alle Auskiinfte einholen, die fiir die Berechnung sowie ftir

die Sicherstellung der Folgerechtentschddigung aus einer

Weiterverdusserung erforderlich sind. Die Vertreter und Vertreterinnen des

Kunstmarktes sind zur Erteilung aller fiir die Berechnung und Umsetzung der

Folgerechtsanspriiche erforderlichen Auskinfte verpflichtet.

11
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Zu den einzelnen Anderungen im Entwurf

Art. 5 Abs. 1 Bst. C
Kein Kommentar
Art. 13 Sachtuberschrift, Abs. 1 und 2

Vermieten und Verleihen von Werkexemplaren

Die Ergdnzung dieses Artikels in Abs. 1 — dass neben dem Vermieten auch das
Verleihen von Werkexemplaren an die Offentlichkeit — vor allem durch
Bibliotheken — vergutungspflichtig ist —, wird begriisst. Damit ist auch fiir den Fall
der unentgeltlich zur Verfligung gestellten Werkexemplare (wie Blicher, Ton- und
Tonbildtrager) eine Vergltung an die Urheberin oder den Urheber geschuldet.
Das entspricht — endlich — den seit 1992 in der EU geltenden Vorgaben in der
Richtlinie zum Vermiet- und Verleihrecht. In Europa ist das Verleihrechte in 23
Staaten geregelt. Schweizer Urheberinnen und Urheber erhalten bereits
Entschadigungen fiir das Verleihen ihrer Werkexemplare im Ausland (z.B. aus
Deutschland), nicht fiir das Ausleihen in der Schweiz selber. Bedauert wird, dass
der Bundesrat davon abgesehen hat, mit der Erganzung von Art. 13 gleichzeitig
auch das E-lending, welches heute schon in Bibliotheken praktiziert wird, im Sinne
einer Ausnahme zum Konventionsrecht, unter die neue Bestimmung zu
subsumieren. Dadurch namlich ware eine angemessene Entschadigung fir die
Rechtsinhaber sichergestellt, was heute aufgrund unklarer und unvollstandiger
Vertragsregeln nicht zutrifft.

Was nicht unter eine Vergutung gemass Art. 13 Abs. 1 fallen soll, sind Vermiet-
oder Verleihvorgange von Werken bzw. Werkexemplaren, die zwischen den
Museen und dhnlichen Einrichtungen zum Zweck einer Ausstellung getétigt
werden. Demnach wirde diejenige Institution, die Werkexemplare der bildenden
Kunst in einer solchen Form vermietet bzw. verleiht, nicht unter die
Vergutungpflicht fallen. Dazu schlagen wir in Abs. 2 folgende Erganzung vor:
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Abs. 2 Keine Verglitungspflicht besteht bei:

lit. ¢ (neu) ., Werkexemplaren der bildenden Kunst, die durch Museen und
dhnlichen Einrichtungen zum Zweck von Ausstellungen vermietet oder

ausgeliehen werden.

lit. ¢ wird zu lit. D
Art. 19 Verwendung zum Eigengebrauch
Die Vorschlage von Suisseculture lauten:

Art. 19 Abs. 1 lit. c: jede Werkverwendung in Betrieben, o6ffentlichen Verwaltun-

gen, Instituten, Kommissionen und dhnlichen Einrichtungen ftir die interne
Information oder Dokumentation.

Die Aenderung im Text (,,jede Werkverwendung” anstelle von ,das Vervielfaltigen
von Werkexemplaren”) in lit. c von Art. 19 Abs. 1 ist nicht zuletzt vor dem
Hintergrund der neuen digitalen Nutzungsmaoglichkeiten, die selbstverstandlich
auch im Bereich des (betriebsinternen) Eigengebrauchs heute schon langst Usus
sind, fir die Umsetzung des daflir massgebenden Gemeinsamen Tarifes 9 (GT 9)
von Bedeutung, zumal das Kriterium des ,Vervielfaltigens von Werkexemplaren”,
wie es im geltenden Gesetzestext heisst, noch auf die analoge-klassische
Reprografietechnik zugeschnitten ist. Im Ubrigen wird dadurch einfach die bereits
bestehende Praxis des GT 9 im Gesetz klar festgeschrieben.

Art. 19 Abs. 3bis (In der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagene neue
Fassung): Vervielfaltigungen, die beim Abrufen von erlaubterweise zuganglich
gemachten Werken hergestellt werden, sowie weitere vertraglich erlaubte
Vervielfaltigungen sind von den Einschrankungen des Eigengebrauchs nach
diesem Artikel sowie vom Verglitungsanspruch nach Art. 20 Abs. 3
ausgenommen.

Der Entwurf erweitert die bestehende Bestimmung um die , weiteren vertraglich
erlaubten Vervielfaltigungen” und will diese vom gesetzlichen Vergultungsan-
spruch ausnehmen. Solches geht zu weit und bedroht die den Berechtigten
gemass den Gemeinsamen Tarifen zustehenden Entschadigungen. Dadurch
namlich konnten die privaten Lizenzanbieter ihren Kunden Nutzungen in
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Vertragen zugestehen, die gemass URG freigestellt und deren Verglitungen
zwingend uber die Verwertungsgesellschaften wahrzunehmen sind. Zudem ist die
von Suisseculture schon einmal vorgeschlagene Einschrankung, dass ein
Vergltungsanspruch nur fiir bereits (an die Urheber und Interpretinnen) finanziell
abgegoltene Vervielfaltigungen nicht mehr entstehen soll, durch die
Neuformulierung weggefallen.

Um diesen Bedenken Rechnung zu tragen, schlagen wir zu Art. 19 Abs. 3bis
folgende Neuformulierung vor:

3bis Vervielfdltigungen, die beim Abrufen von erlaubterweise zugédnglich
gemachten Werken hergestellt werden, sind von den Einschrdnkungen des

Eigengebrauchs nach diesem Artikel ausgenommen. Wenn das Abrufen
gegen Entgelt erfolgt, sind die erlaubten Vervielfdltigungen im persénlichen
Bereich und im Kreis von Personen, die unter sich eng verbunden sind (Abs. 1
lit. a) weder Art. 19 noch den Verglitungsanspriichen geméss Art. 20 Abs. 3
unterstellt. Sie missen durch den Rechtsinhaber genehmigt werden.

Art. 20 Vergltung fiir den Eigengebrauch
Der Vorschlag von Suisseculture lautet:

1 unverandert.

2 Wer zum Eigengebrauch nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b und Buchstabe c
Werke verwendet oder wer als Drittperson nach Artikel 19 Absatz 2 Werke auf
irgendwelche Art vervielféltigt, schuldet dem Urheber oder der Urheberin
hierftir eine Verglitung.

3 Wer Leerkassetten oder andere zur Verwendung von Werken geeignete Ton-
und Tonbildtrager herstellt oder importiert und wer Dritten, die nicht zum
privaten Kreis nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a gehéren, fir die
Verwendung von Werken geeignete Speicherkapazitdten verfiigbar macht
oder den Zugang zu solchen Speicherkapazitidten vermittelt, schuldet dem
Urheber oder der Urheberin fiir die Werkverwendungen nach Artikel 19 eine
Vergiitung.

4 unverédndert.

Zu Abs. 2 dieser Bestimmung ist unter Verweis auf die oben zu Art. 19 Abs. 1 lit.
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c gemachten Ausfiihrungen festzuhalten, dass bei einer Anderung von lit. ¢ der
Begriff des ,,Verwendens” anstelle von ,Vervielfaltigen” konsequenterweise
auch in Art. 20 Abs. 2 gebraucht werden muss.

Zur Frage der Haftung fur die gesetzlichen Vergltungen halt der erlauternde Be-
richt zu Art. 20 Abs. 2 fest, dass die Cloud-Dienstanbieter unter diesen Absatz
fallen und demgemass fuir die gesetzlich geschuldeten Vergutungen
verantwortlich sind. Das wird von Suisseculture begrisst. Unter diesem
Gesichtspunkt ist auch die Erweiterung in Absatz 3 zu sehen.

Art. 22b Verwendung von verwaisten Werken

Suisseculture begrisst grundsatzlich einen im Vergleich zum geltenden Gesetz
erweiterten Verwendungsbegriff flir verwaiste Werke, und dass flir die darin
explizit vorgesehenen Falle eine Abgeltung der Rechte Uber eine zugelassene
Verwertungsgesellschaft vorgesehen ist. Die praktische Umsetzung allerdings
erweist sich im Detail als schwierig. Suisseculture wirde ein Modell basierend
auf einer Geschaftsfiihrung ohne Auftrag im Interesse des Geschaéftsherrn
vorziehen.

Dazu sollte Abs. 3 der neuen Bestimmung wie folgt geandert werden:

Abs. 3: Soweit es nach Treu und Glauben erforderlich ist, bleibt der

Rechtsinhaber an den zwischen der Verwertungsgesellschaft und dem

Werknutzer vereinbarten Vertrag gebunden. Er kann keine héhere

Entschddigung fordern, als ihm nach Verteilungsreglement der

Verwertungsgesellschaft zusteht.

Art. 24 Abs. 1bis

Die neu formulierte Bestimmung betrifft Erweiterungen des berechtigten
Nutzerkreises, so dass zusatzlich 6ffentliche und 6ffentlich zugangliche
Institutionen sowie Sammlungen darunterfallen. Der Rest der Bestimmung ist
unverandert geblieben. Solange also mit den Vervielfaltigungen im Rahmen von
Sicherungsexemplaren — wie schon gemass der geltenden Regelung — kein
wirtschaftlicher oder kommerzieller Zweck verfolgt bzw. erzielt wird, hat
Suisseculture keine Bedenken.
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Allerdings zeigt diese Erganzung des geltenden Artikels, dass die Tendenz einer
Ausdehnung von vergutungsfreien Schrankenbestimmungen nicht abbricht,
sondern tendenziell eher zunimmt.

Art. 24d Verwendung von Werken zu wissenschaftlichen Zwecken

Soweit es sich, wie im erlauternden Bericht ausgefiihrt, um die systematische
Anwendung von verschiedenen Methoden handelt, die der Suche, Analyse und
Vernetzung von Daten zu wissenschaftlichen Forschungszwecken dienen (Text
and Data Mining, TDM), die unter diese Bestimmung fallen, ist dagegen
grundsatzlich nichts einzuwenden. Allerdings darf darunter keine
Veroffentlichung von geschiitzten Werken und Leistungen verstanden werden,
auch nicht forschungsbedingte.

Zu begrissen ist, dass fur Verwendungen gemass Art. 24d eine gesetzliche
Vergutungspflicht Gber die Verwertungsgesellschaften vorgesehen ist.

Art. 24e Bestandesverzeichnisse

Die Vorlage entspricht im Wesentlichen dem Vorschlag im AGUR12
Schlussbericht, mindestens dem Grundsatz nach, was die Text- und Bildwerke
in lit. a und c angeht. Einzig die Erganzung hinsichtlich der Zusammenfassung
der wissenschaftlichen Werke ist neu, was allerdings bei langeren
Zusammenfassungen zu weit geht, so dass der Vorschlag auf ,kurze
Zusammenfassungen” zu beschranken ist. Die Detailbestimmungen betreffend
den Werken der Musik und anderen akustischen Werken sowie filmischen und
anderen audiovisuellen Werke kdnnen so von Suisseculture mitgetragen
werden.

Art. 37a Rechte des Herstellers oder der Herstellerin von Pressefotografien
Suisseculture nimmt mit Genugtuung davon Kenntnis, dass der Bundesrat den
Handlungsbedarf aufgrund der bestehenden Rechtsunsicherheit betreffend der
Schutzfahigkeit von Fotografien anerkennt. Hingegen scheint uns der in Art. 37a
neu formulierte Vorschlag das vorgegebene Ziel nicht zu erreichen und kaum
praktikabel. Vor allem hinsichtlich der neu vorgesehenen ,, Schutzfrist” ,(...) wie
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diese flir die aktuelle Berichterstattung von Interesse sind (...)” haben wir
grosste Bedenken, weil sich eine solche Frist in der Praxis kaum genau bestim-
men lasst. Dies tragt ebensowenig zur Rechtssicherheit bei wie die Beschran-
kung auf die Kategorie ,Pressefotografien”. Eine Abgrenzung ist schwierig. Hin-
zukommt, dass eine solche Vorzugsbehandlung der Pressefotografien nicht
nachvollziehbar ist.

Aus diesen Erwagungen halten wir an dem von Suisseculture bereits eingege-
benen Vorschlag fest:

Art. 34a) statt 37a Schutz von Lichtbildern

Lichtbilder sind Fotografien, sowie dhnlich wie Fotografien hergestellte Er-

zeugnisse, die in Bezug auf die Gestaltung keinen individuellen Charakter
aufweisen und deshalb vom Schutz nach Art. 2 URG ausgeschlossen sind.

Fir sie gelten die Art. 9-28 URG sinngeméss. Nachahmungen von
Lichtbildern sind erlaubt.

Gleichzeitig ist Art. 39 wie folgt anzupassen:
Art. 39

1 Der Schutz beginnt mit der Darbietung des Werks oder der Ausdrucksform der
Volkskunst durch die ausiibenden Kiinstler und Ktinstlerinnen, mit der
Veroffentlichung des Lichtbildes oder des Ton- oder Tonbildtrdgers oder mit

deren Herstellung, wenn keine Veroéffentlichung erfolgt, sowie mit der
Ausstrahlung der Sendung; er erlischt nach 70 Jahren.

Art. 40-43 Bewilligungspflicht und Bundesaufsicht

Vor allem durch die neu formulierten Artikel 40 und 41 will der Bundesrat die
Aufsicht Uber die Verwertungsgesellschaften massiv ausweiten. Sie wiirde zu
einer Verstaatlichung der kollektiven Verwertung fiihren. Suisseculture spricht
sich klar dagegen aus, da die bestehende Aufsichtsregelung ausreichend und
angemessen ist und keiner Ausweitung bedarf.

Schon die AGUR12, die den Auftrag hatte, die Transparenz und die Effizienz der
Verwertungsgesellschaften zu Gberprifen, kam zum Schluss, dass die
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bestehende Aufsicht lber die Verwertungsgesellschaften genlige und dass dazu
keine Empfehlungen notwendig seien. Auch die am 14. Januar 2016
veroffentlichte ,Analyse zur Angemessenheit der Verwaltungskosten der
Verwertungsgesellschaften” kam nach detaillierten Untersuchungen zum
Ergebnis, dass die Verwaltungskosten insgesamt als angemessen zu betrachten
sind. Flr Suisseculture gibt es keine Grunde fur eine Ausdehnung der Aufsicht,
und es ist nicht einzusehen, wieso der Bundesrat sich gegen die Empfehlungen
der AGUR12 und gegen die Ergebnisse der erwahnten Anaylse stellt und damit
die Interessen der Berechtigten ignoriert.

Aus der Sicht der professionellen Kulturschaffenden, welchen ja diese Verwer-
tungsgesellschaften gehoren, ist einmal mehr zu betonen, dass diese als privat-
rechtliche Gesellschaften (sei es in der Form einer Genossenschaft oder eines
Vereins) ihnen gehdren, und dass letztlich sie als deren Mitglieder in erster Linie
(Gber die Ausiibung ihrer Mitgliedschaftsrechte) die Geschaftsfihrung der
Gesellschaften bestimmen und kontrollieren. Die bestehenden Regeln fiir die
Aufsicht Gber die kollektive Verwertung sind ausreichend (Das Institut fiir
Geistiges Eigentum prift die Geschaftsfuhrung und genehmigt die
Verteilungsreglemente; die Eidgendssische Schiedskommission prift und
genehmigt die Tarife). Jede weitere Ausdehnung der staatlichen
Aufsichtskompetenzen ware ein unzulassiger Eingriff in die Eigentumsgarantie
und Wirtschaftsfreiheit der Urheberinnen und Urheber.

Es ist darauf hinzuweisen, dass die EU-Richtlinie tber die
Verwertungsgesellschaften (2014/26/EU vom 26. Februar 2014) keine
Verscharfung der staatlichen Aufsicht, sondern die Gewahrung gewisser
Mitgliedschafts- und Informationsrechte der Berechtigten gegentiber den
Gesellschaften vorsieht. Sogar die EU setzt damit in der kollektiven Verwertung
nicht auf einen Ausbau der Blirokratie, sondern auf Selbstregulierung. Die
Schweizer Verwertungsgesellschaften entsprechen den diesbezliglichen
Anforderungen der genannten EU-Richtlinie bereits heute weitgehend.

Zusammenfassend: die bestehenden Artikel 40-43 sind nicht zu andern.
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Art. 43a Freiwillige Kollektivverwertung

Suisseculture begrusst grundsatzlich das neu vorgeschlagene Instrument. Aller-
dings musste die Sachulberschrift zur neuen Bestimmung nicht ,Freiwillige
Kollektivverwertung” sondern , Erweiterte Kollektivlizenzen” (entsprechend

unserer Forderung, Art. 40-43 nicht zu andern, ist der Gliederungstitel vor Art.
41 beizubehalten und der Gliederungstitel vor Art. 43a erscheint tberfllssig)
lauten. Denn es ist nicht zwischen obligatorischer und freiwilliger
Kollektivverwertung, sondern zwischen bewilligungspflichtiger und nicht
bewilligungspflichtiger Kollektivverwertung zu unterscheiden.

Zudem sprechen wir uns dagegen aus, dass die Tarifvorschriften von Art. 55-60
auch auf vertragliche Vereinbarungen mit den Nutzern im Bereich des Art. 43a
anwendbar sein sollen. Dieses Ansinnen widerspricht dem Grundgedanken,
dass die Berechtigten im Bereich der nicht bewilligungspflichtigen erweiterten
Kollektivverwertung durch ihre Verwertungsgesellschaften die Tarife bzw.
Lizenzbedingungen autonom und ohne Tarifgenehmigungsverfahren festlegen
kénnen.

Zudem ist das in einzelnen Verwertungsgesellschaften bereits bestehende
Modell der nicht zwingenden Verwertung von Ausschliesslichkeitsrechten tber
die Gesellschaften, wie es auf vertraglicher Basis fur die einzelnen Berechtigten
vorgenommen wird, von der neu vorgeschlagenen erweiterten
Kollektivverwertung abzugrenzen (so z.B. bei der ProLitteris bezliglich der
Bildrechte und bei der SSA fiir die Theaterauffiihrungsrechte). Suisseculture ist
der Auffassung, dass diese im Interesse der einzelnen Berechtigten gut
funktionieren.

Suisseculture schlagt folgende Neuformulierung von Art. 43a vor:

Abs. 1 ,Verwertungsgesellschaften kénnten fiir die Verwendung einer

grosseren Anzahl von Werken und geschiitzten Leistungen die

ausschliesslichen Rechte, fiir deren Verwertung sie nicht der

Bewilligungspflicht von Artikel 40 unterstehen, auch fiir Rechtsinhaber und

—inhaberinnen wahrnehmen, die nicht von ihnen vertreten werden.”

Abs. 2 ,Rechtsinhaber und —inhaberinnen kénnen jederzeit von den

Verwertungsgesellschaften verlangen, dass ihre Rechte von einer

erweiterten Kollektivlizenz ausgenommen werden; die Lizenz erlischt in
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Bezug auf alle betroffenen Werke und Leistungen mit Zugang der
Erkldarung.”

Abs. 3 ,Die Bestimmungen Uber die Aufsicht Gber die Tarife (Artikel 55ff.)
sind nicht auf die erweiterten Kollektivlizenzen anwendbar. Der

Verwertungserlés ist nach den Regeln von Artikel 49 zu verteilen.”

Art. 48 Abs. 1 Verteilungsreglement

Eine Angemessenheitsprifung durch die Aufsichtsbehorde beim Verteilungs-
reglement soll auch insklinftig nicht vorgenommen werden. Dazu sind die jewei-
ligen Organe in den Verwertungsgesellschaften, in denen die Berechtigten ihre
kompetenten Vertreter haben, zustandig. Es ist somit Sache der Berechtigten
Uber die angemessene Aufteilung der ihnen zustehenden Entschadigungen zu
entscheiden. Das IGE kann die Rechtmassigkeit und den Aufbau der
Verteilungsreglemente bereits nach heutigem Recht priifen; mehr ist gesetzlich
nicht vorzusehen. Suisseculture spricht sich gegen eine solche Ausweitung der
Aufsicht aus.

Art. 51 Zur Effizienz der Kollektivverwertung

Suisseculture begriisst die Anderungen von Art. 51 URG. Sie entsprechen den
Empfehlungen der AGUR12. Allerdings konnte die Effizienz der
Kollektivverwertung zusatzlich verbessert werden, indem man die nationalen
und kantonalen Registeramter dazu verpflichtet, Daten herauszugeben, die fur
die Ausarbeitung und Durchsetzung der Tarife — in den unter Bundesaufsicht
stehenden Bereichen — notwendig sind (wie zum Beispiel der Empfang von
Sendungen, Art. 22 URG, oder die Bestimmungen zum Eigengebrauch in
Betrieben, Art. 19 Abs. 1 lit. ¢ URG). Da dadurch letztendlich den Berechtigten
hohere Entschadigungen aus der Umsetzung der Tarife durch die
Verwertungsgesellschaften zukommen, fordert Suisseculture einen neuen
Artikel 51 Abs. 1 quader URG:

<Registerdmter des Bundes und der Kantone geben den

Verwertungsgesellschaften die Daten bekannt, welche diese fiir die

Gestaltung und Anwendung der Tarife bendtigen.”
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Art. 52 und 53 Abs. 1

Suisseculture spricht sich ebenso gegen eine allgemeine Ausweitung der Auf-
sicht liber die gesamte Tatigkeit der Verwertungsgesellschaften aus. Vor allem
die Ausweitung der Aufsicht auch auf die Angemessenheit der Geschaftsfiih-
rung (Art. 53 Abs. 1) ist abzulehnen. Die bisherige Aufsicht beschrankt sich — zu
Recht — auf die Rechtmassigkeitskontrolle. Eine Prifung auf die Angemessenheit
der Geschaftsfuhrungen stellt einen unzulassigen Eingriff in die Rechte der den
Gesellschaften als Mitglieder beigetretenen Urheberinnen und Urheber, Inter-
pretinnen und Interpreten dar. Sie entscheiden, ob die Geschaftsfiihrungen ihrer
Gesellschaften angemessen agieren. Die dazu vorgesehenen gesellschaftsrecht-
lichen Méglichkeiten sind ausreichend, und es ist nicht einzusehen, wieso dies-
bezliglich eine Bevormundung der Mitglieder durch eine Aufsichtsbehorde
eingefliihrt werden soll.

Kein Beibehalten des zweifachen Instanzenzugs bei Tarifgenehmigungen
(BVerwG und BGer; Art. 83 lit.w BGG) sowie Aufsichtsabgabe Art. 13a E-
IGEG

Die Gesetze sehen als Rechtsmittel im Tarifgenehmigungsverfahren der
Verwertungsgesellschaften einen zweifachen Instanzenzug von der
Eidgenossischen Schiedskommission zum Bundesverwaltungsgericht und
anschliessend zum Bundesgericht vor. Das war bis zur Revision der
Bundesrechtspflege nicht der Fall (nur Weiterzug an das Bundesgericht). Die
Praxis zeigt, dass ein solcher Instanzenzug die Tarifgenehmigungen immer
wieder Uber Geblhr verzogert, was massive Entschadigungsausfalle an die
berechtigten Urheberinnen und Interpreten zum Teil liber Jahre bedeutet.
Suisseculture spricht sich dezidiert fiir eine Vereinfachung des Instanzenzuges
aus, indem auf den alten und bewahrten Rechtsweg zuriickgekehrt wird, also:
Beurteilung des Tarifs durch die paritatisch zusammengesetzte
Schiedskommission und dann direkte Beschwerdemaoglichkeit an das
Bundesgericht, und nicht nur wie vorgeschlagen an das
Bundesverwaltungsgericht. Berechtigte wie Nutzer sollen einen Anspruch
darauf haben, dass die Tarife vom hochsten Gericht auf ihre Rechtmassigkeit
uberpruft werden kénnen.
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In seinem Gutachten vom 5. November 2015 hat Professor Schindler sowohl die
Variante Bundesverwaltungsgericht als letzte Instanz als auch die
Direktbeschwerde ans Bundesgericht geprft. Dabei ist er zum Schluss gelangt,
dass eine Direktbeschwerde ans Bundesgericht zahlreiche Vorteile aufweist und
insbesondere auch deshalb vorzuziehen sei, weil dadurch sichergestellt wird,
dass das Bundesgericht bei allen Streitigkeiten, welche das URG betreffen —
unabhangig davon, ob sie Uber den zivil- oder verwaltungsrechtlichen Weg
gefihrt werden - letzte Instanz bliebe und somit weiter als ,Huter der
Rechtseinheit” fungieren konnte. Wie er aufgrund von Erfahrungswerten
nachgewiesen hat, hatte eine Direktbeschwerde ans Bundesgericht auch keine
erhebliche Mehrbelastung des Hochstgerichts zur Folge. Eine solche
Direktbeschwerde ans Bundesgericht wére liberdies nichts Neues, hat sie doch
der Gesetzgeber auch gegen Entscheide der UBI vorgesehen. Fiir diesen Fall
hielt der Gutachter jedoch eine Anpassung des Verfahrens vor der
Schiedskommission flir erforderlich, so dass dieses den Anforderungen an ein
unabhéngiges Gericht gemaéss Art. 30 BV und Art. 6 EMRK genlgt. (Das
Gutachten von Professor Schindler ist in der Zeitschrift sic!l, Nummer 2/2016, auf
Seite 43ff. veroffentlicht.)

Suisseculture ist zudem der Ansicht, dass Art. 13a E-IGEG Uber die Aufsichtsab-
gabe unnotig ist. Art. 13 Abs. 1 IGEG sieht bereits Geblhren fiir die Aufsicht
Uber die Verwertungsgesellschaften vor. Man darf nicht vergessen, dass die
Aufsicht Gber die Verwertungsgesellschaften durch das 6ffentliche Interesse
gerechtfertigt ist. Dies hat zur Konsequenz, dass wenn gewisse Kosten nicht von
Art. 13 Abs. 1 IGEG gedeckt sind, diese aufgrund des
Verhéltnismassigkeitsprinzips vom Staat getragen werden miuissen, weil die
Aufsichtstatigkeit in 6ffentlichem Interesse ist. Das IGE ist zwar eine
selbststandige, offentlich-rechtliche Anstalt des Bundes mit eigener
Rechtspersonlichkeit. Die Aufsichtsabgabe bewirkt nur eines: Die Erhohung der
Verwaltungskosten zulasten der an die Rechteinhaber ausgezahlten
Verwertungserlose. Diese Konsequenz stunde in Widerspruch zur Zielsetzung
der Anderung des Urheberrechtsgesetzes. Zudem besteht eine gewisse
Unsicherheit tGiber das Ausmass der daraus entstehenden finanziellen Belastung:
Nach dem erlauternden Bericht, S. 87, sind alleine die Tarifeinnahmen fur die
Berechnung der Abgabe ausschlaggebend, unter Ausschluss der nicht unter
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Bundesaufsicht stehenden Einnahmen. Allerdings entspricht dies nicht dem
Wortlaut von Art. 13a Abs. 2 E-IGEG, welcher von den Bruttoeinnahmen spricht.

Aus vorstehenden Griinden wehrt sich Suisseculture ausdrlicklich gegen
Art. 13a E-URG.

Pirateriebekdmpfung Art. 62 Abs. 1bis, 62a, 66b-k

Der Bundesrat hat in der Vorlage die richtigen und unbestrittenen Handlungsfel-
der definiert. Bezliglich der Ausgestaltung der Massnahmen und den
Durchsetzungsprozessen besteht erheblicher Verbesserungsbedarf. Die
Massnahmen sind teils praxisfremd, kompliziert, schwerfallig und
kostentreibend formuliert.

Take down/Stay down: Die Anforderungen an die Selbstregulierung missen
deutlicher definiert werden (Effizienz, Kooperation und Nachhaltigkeit), um
wirksam zu werden. Als Alternative schlagt Suisseculture eine
Branchenvereinbarung unter Einschluss der Rechteinhaber vor.

Zugangssperren: Die Voraussetzungen fur Zugangssperren mussen
praxistauglicher definiert werden (insbes. Phase vor / wiahrend Lancierung),
auch Portalseiten mit massenhafter Vermittlung oder Durchleitung zu Uploads
mussen gesperrt werden kénnen, und die Provider sind an den Kosten zu
beteiligen.

Datenschutz: Die Datenerhebung durch Verletzte zum Zweck des gesetzlichen
Rechtsschutzes muss wie in anderen Lebensbereichen zuldssig sein und die
Massnahme muss technologie-neutral ausgestaltet werden (statt beschrankt auf
veraltete P2P-Netzwerke). Falls eine Bekanntgabepflicht eingeflihrt wird, ist sie
praktikabler zu definieren.

Mitteilung an Verletzer/Offenlegung ldentitét: Es ist eine (statt 2) sichere
Mitteilungen an alle Verletzer vorzusehen (nicht nur P2P, sondern
technologieneutral, s. oben) und es sind praxistaugliche, sehr viel kiirzere
Fristen zu definieren (insbes. heikelste Phase vor / wahrend Erstveroffentlichung
in der Schweiz).
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In Ubereinstimmung mit der «Allianz gegen die Internetpiraterie» - die
detaillierten Ausfihrungen dazu sind in deren Stellungnahme enthalten -
schlagen wir folgende Anderungen vor:

Art. 62 Abs. 1°¢

1°s Eine Gefdahrdung von Urheber- oder verwandten Schutzrechten liegt
insbesondere vor bei Handlungen nach den Artikeln 39a Absatze 1 und 3 sowie
39c Absatze 1 und 3 und bei Verletzung der Pflichten nach den Artikeln 66b und
66¢c_sowie 62a Absatz 2, 66d Absatz 2, 66e und 66g.

Art. 62a Gerichtliche Anordnung der Identifikation von Teilnehmern und
Teilnehmerinnen bei Rechtsverletzungen im Internet

1Wer in seinem Urheber- oder verwandten Schutzrecht schwerwiegend verletzt
wird, kann gestutzt auf Daten, die er oder sie nach Artikel 66/ bearbeitet hat,
vom Gericht verlangen, dass dieses die Anbieterin von Fernmeldediensten
verpflichtet, die Teilnehmer oder Teilnehmerinnen zu identifizieren, deren
Anschlusse fur die Verletzung verwendet wurden.

2Das Gericht verpflichtet die Anbieterin von Fernmeldediensten zur
Bekanntgabe der Identitat der betreffenden Teilnehmer oder Teilnehmerinnen
an die verletzte Person, wenn die folgenden Voraussetzungen erfiillt sind:

a. Die verletzte Person macht glaubhaft, dass:

1. eine schwerwiegende Verletzung vorliegt,

b. Die Anbieterin von Fernmeldediensten verfligt im Zeitpunkt des Begehrens
(Abs. 1) Uber Daten, die eine Identifikation der Teilnehmer oder
Teilnehmerinnen noch erlauben._Diese Daten sind bis zum Abschluss des

Verfahrens durch die Anbieterin von Fernmeldediensten aufzubewahren.
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3Die verletzte Person hat die Anbieterin von Fernmeldediensten fiir die Kosten
der Identifizierung angemessen zu entschadigen.

4Eine schwerwiegende Verletzung liegt insbesondere vor, wenn:

a. ein Werk oder anderes Schutzobjekt vorseinerVeréffentlichung widerrecht-
lich zugéanglich gemacht wurde, bevor es mit Einwilligung der Rechtsinha-

ber fiir unbeschrdankte Nutzerkreise verbreitet oder auf Abruf zuganglich

gemacht wurde; oder

b. eine grosse Anzahl von Werken oder anderen Schutzobjekten,-die-rechtmas-

sigzuganglieh-oder-erhaltlieh-sind, widerrechtlich zuganglich gemacht wer-
den oder dies wesentlich geférdert wird.

la. Kapitel: Pflichten der Anbieterinnen von Fernmelde- und abgeleiteten
Kommunikationsdiensten

Art. 66b Pflichten von Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste

1Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste nach Artikel 2 Buchstabe ¢
des Bundesgesetzes betreffend die Uberwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs vom 6. Oktober 2000* haben auf Mitteilung der in ihrem Urheber- oder
verwandten Schutzrecht verletzten Person oder einer zustandigen Behorde oder
bei Kenntnis einer Verletzung den Zugang zu widerrechtlich 6ffentlich

zuganglich gemachten Werken oder anderen Schutzobjekten oder
widerrechtliehen—Angeboten, die den widerrechtlichen Zugang zu solchen
Werken vermitteln, zu sperren oder diese von ihren Servern zu entfernen.

2Sie leiten dem Kunden oder der Kundin, der oder die das betreffende Werk
oder andere Schutzobjekt widerrechtlich offentlich zuganglich gemacht oder
vermittelt hat (Inhaltsanbieter oder Inhaltsanbieterin), die Mitteilung nach
Absatz 1 weiter und informieren ihn oder sie tiber die Méglichkeit des
Widerspruchs und dessen Folgen nach Absatz 3.

3Auf begriindeten Widerspruch des Inhaltsanbieters oder der Inhaltsanbieterin,
der oder die ein Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnet, haben
Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste umgehend den Zugang zum
betreffenden Werk, oder anderem Schutzobjekt oder Vermittlungsangebot, zu
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entsperren oder das betreffende Werk oder andere Schutzobjekt wieder auf den

Server zu laden, vorbehéltlich des Entscheids eines Gerichts oder einer

Einigung bi
die-Gerichte-gekldrtist, wenn es sich nicht um ein offensichtlich
widerrechtliches Angebot handelt. Hierfur wird werden die ldentitdt und das

Zustellungsdomizil des Inhaltsanbieters der mitteilenden Person bekannt

gegeben.

4 Wird Solange kein Widerspruch erhoben oder wenn wird das betreffende
Werk, oder andere Schutzobjekt oder Vermittlungsangebot aufgrund eines
Gerichtsentscheids oder einer Einigung nraech-Absehluss-des-Verfahrensnach
Absatz3-wieder gesperrt oder von den Servern entfernt wird, se haben die

Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste im Rahmen des technisch
und wirtschaftlich Zumutbaren zu verhindern, dass das Werk oder andere
Schutzobjekt Dritten erneut tber ihre Server angeboten wird.

Art. 66¢c Selbstregulierung von Anbieterinnen abgeleiteter
Kommunikationsdienste

1Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste mit Sitz in der Schweiz
konnen sich einer Selbstregulierungsorganisation mit Sitz in der Schweiz
anschliessen. Einer Selbstregulierungsorganisation nicht anschliessen durfen
sich Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste, deren
Geschaftsmodell auf der Forderung systematischer Urheberrechtsverletzungen
aufbaut, insbesondere indem Nutzern des Dienstes Anonymitit gewahrt

wird, die Anbieterin auf Kontaktméglichkeiten zu Nutzern verzichtet,

Vertragsbedingungen anwendet, die der Erfiillung ihrer Pflichten

entgegenstehen, oder Anreize fiir rechtsverletzende Nutzungen des

Dienstes setzt.

2Die Selbstregulierungsorganisationen verhandeln mit betroffenen Inhabern

von Urheber- und verwandten Schutzrechten bzw. deren massgebenden
Verbdnden eine Branchenvereinbarung etlassen-einReglement und
uberwachen die Einhaltung der darin geregelten regiementarisechen-Pflichten
durch die angeschlossenen Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste.

Die Pflicht nach Artikel 66b Absatz 4 gilt nicht flir angeschlossene Anbieterinnen
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abgeleiteter Kommunikationsdienste, welche ihren gesetzlichen und regle-

mentarischen Pflichten nachkommen.

3Die Branchenvereinbarung Das-Regiement regelt die Voraussetzungen fur

den Anschluss und Ausschluss von Anbieterinnen abgeleiteter
Kommunikationsdienste sowie die Pflichten der angeschlossenen Anbieterinnen
abgeleiteter Kommunikationsdienste und soll einen wirksamen und

effizienten Rechtsschutz gewdhrleisten. Insbesondere folgende Pflichten

mussen den Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste auferlegt
werden:

a. die Pflicht, dem Inhaltsanbieter oder der Inhaltsanbieterin die Mitteilung der
in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person, wonach
dieser oder diese ein Werk oder anderes Schutzobjekt widerrechtlich
offentlich zuganglich gemacht habe, weiterzuleiten, und ihn oder sie auf die
Moglichkeit des Widerspruchs und dessen Folgen hinzuweisen;

b. die Pflicht, auf Mitteilung der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht
verletzten Person den Zugang zum betreffenden Werk oder anderen
Schutzobjekt nach Buchstabe a zu sperren oder dieses vom Server zu
entfernen;

c. die Pflicht, auf Widerspruch eines Inhaltsanbieters oder einer
Inhaltsanbieterin, der oder die ein Zustellungsdomizil in der Schweiz
bezeichnet, umgehend den Zugang zum betreffenden Werk oder anderen
Schutzobjekt zu entsperren oder das betreffende Werk oder andere
Schutzobjekt wieder auf den Server zu laden, bis die Angelegenheit zwischen
den betroffenen Personen oder durch die Gerichte geklart ist; hierflir wird die
Identitat des Inhaltsanbieters der mitteilenden Person bekanntgegeben.

d. die Pflicht, dem Stand der Technik geméasse Verfahren anzuwenden, um

ihren Pflichten nach Art. 66b Abs. 1 wirksam nachkommen zu kénnen

e. die Pflicht, Rechtsinhabern einfach zugdngliche Kontaktmaoglichkeiten

und effiziente Kommunikationswege fiir Verletzungsanzeigen zur

Verfiigung zu stellen und sich mit diesen dariiber abzustimmen.
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Sofern die vorgesehene Branchenvereinbarung [ODER: das vorgesehene

Reglement] nicht in angemessener Frist zustande kommt, trifft der Bun-

desrat geeignete Regelungen.

4Die mit der Kontrolle der Einhaltung der reglementarischen Pflichten betrauten
Personen und Organe missen von der Geschaftsleitung und der Verwaltung der
kontrollierten Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste unabhangig

sein.

5Das IGE beaufsichtigt die Selbstregulierungsorganisationen. Es genehmigt die
von den Selbstregulierungsorganisationen erlassenen Reglemente nach Absatz

2 sowie deren Anderungen.

Art. 66d Sperrung des Zugangs zu Angeboten

1Wer in seinem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzt oder gefdhrdet

wird, kann vom IGE verlangen, dass es die Anbieterinnen von
Fernmeldediensten mit Sitz in der Schweiz verpflichtet, den Zugang zu

Angeboten von Werken und anderen Schutzobjekten, respektive zu Seiten,
welche solche Angebote enthalten vermitteln, zu sperren.

2Das IGE verfligt die Sperrung eines Angebots, indem es dieses auf eine Liste
der zu sperrenden Angebote setzt (Sperrliste), wenn die verletzte oder
gefahrdete Person glaubhaft macht, dass die folgenden Voraussetzungen erfiillt
sind:

a. Das Angebot ist in der Schweiz abrufbar.

b. Mittels des Bas-Angebots werden machtdasWerke oder andere
Schutzobjekte tiberwiegend in nach diesem Gesetz offensichtlich

widerrechtlicher Weise zuganglich gemacht.

c. Die Anbieterin abgeleiteter Kommunikationsdienste, auf deren Server sich
das Angebot befindet, hat ihren Sitzim Ausland oder verschleiert dessen Ort.

3 Die Anbieterin von Fernmeldediensten kann von derin ihrem Urheber- oder

verwandten Schutzrecht verletzten Personen-einen angemessenen Beitrag an
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die Abgeltung ihrer haben-die-Anbieterinnen-vonfernmetdedienstenfir-die
Kosten fiir die derSperrung verlangen angemessenzu-entschddigen. Art. 62
Abs. 2 gilt entsprechend.

Art. 66e Erdéffnung der Sperrverfiigung und Einspracheverfahren

1Das IGE veroffentlicht die Sperrliste und deren regelmassige Aktualisierungen
mittels Verweis im Bundesblatt und stellt diese den nach Artikel 4 Absatz 1 des
Fernmeldegesetzes vom 30. April 1997° registrierten Anbieterinnen von Fern-
meldediensten zu. Die Veroffentlichung im Bundesblatt gilt als Eroffnung der
Sperrverfligung.

2Gegen die Sperrverfligungen konnen Einsprache erheben:

a. die von der Verfligung betroffenen Inhaltsanbieter und Inhaltsanbieterinnen
und Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste, namentlich, wenn
sie das betroffene Angebot aufgehoben oder den Zugang dazu in der
Schweiz mit geeigneten technischen Massnahmen unterbunden haben;

b. die Anbieterinnen von Fernmeldediensten, wenn aus betrieblicher oder tech-
nischer Sicht die Massnahmen unverhaltnismassig sind, die flr die Sperrung
des Zugangs zu Angeboten, die neu in die Sperrliste aufgenommen wurden,
erforderlich sind.

3 Die Einsprachen sind innert den folgenden Fristen schriftlich beim IGE einzu-
reichen:

a. Einsprachen nach Absatz 2 Buchstabe a: jederzeit;

b. Einsprachen nach Absatz 2 Buchstabe b: innert 30 Tagen ab Eroffnung der
Sperrverfligung.

4 Die Einsprachen haben aufschiebende Wirkung. Das IGE kann anordnen,
dass einer Einsprache keine aufschiebende Wirkung zukommt.

5 Das IGE ist bei der Prifung einer Einsprache nicht an die gestellten Antrage
gebunden.

Art. 66f Information an Teilnehmer und Teilnehmerinnen
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1Das IGE betreibt eine Einrichtung, die die Teilnehmer und Teilnehmerinnen
daruber informiert, dass das Angebot, auf das sie zugreifen wollen, gesperrt ist.

2Die Anbieterinnen von Fernmeldediensten leiten die Teilnehmer und Teilneh-
merinnen, welche auf die gesperrten Angebote zugreifen mochten, auf die Infor-
mationseinrichtung weiter, soweit dies technisch moglich ist.

Art. 66g Zustellung der aufkldrenden Hinweise

1 Auf Mitteilung der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten
Person oder einer zustandigen Behorde stellen die Anbieterinnen von
Fernmeldediensten den Teilnehmern und Teilnehmerinnen, deren Anschluss fir
eine schwerwiegende Verletzung der Urheber- oder verwandten Schutzrechte
uber Peer-to-Peer- Netzwerke verwendet werden, einen ersten aufklarenden
Hinweis zu. Dieser kann elektronisch und/oder in Papierform Gibermittelt

werden.

2 Will der Anschlussinhaber geltend machen, fiir (iber seinen Anschluss

begangene schwerwiegende Verletzungen nicht verantwortlich zu sein, so

hat er umgehend Massnahmen zu ergreifen, um die missbrauchliche
Verwendung seines Anschlusses zu unterbinden. Erfelgtfriihestens-nach

3Erfolgt friihestens nach zwei Wochen Menaten-seitderZustelung-deszweiten

aufiddrendenHinweises-und spatestens nach zwolf Monaten seit der Zustellung
des ersten aufklarenden Hinweises eine weitere dritte Mitteilung einer in ihrem

Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder einer zustandigen

Behorde, so informieren die Anbieterinnen von Fernmeldediensten die Person
oder Behorde Uber die bereits erfolgten Hinweise und die Moglichkeit, die
Identitat der Teilnehmer und Teilnehmerinnen, deren Anschluss fir die
Verletzung verwendet wurde, zu erfahren (Art. 62a).
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4\Wenn innerhalb der Frist nach Absatz 3:

a. keine dritte Mitteilung erfolgt, so werden alle Mitteilungen, welche den ent-
sprechenden Teilnehmer oder die entsprechende Teilnehmerin betreffen,
geldscht;

b. wenn eine dritte Mitteilung erfolgt, werden die Mitteilungen nach Abschluss
des Identifikationsverfahrens (Art. 62a) geloscht.

5Die Anbieterin von Fernmeldediensten kann von der in ihrem Urheber- oder

verwandten Schutzrecht verletzten Personen vorschussweise einen
angemessenen Betrag an die Abgeltung ihrer haben-dic-Anbieterinhervon
Fernmeldedienstenfir-die-Kosten fir die der Zustellung der aufklarenden
Hinweise und der damit verbundenen Kosten verlangen, sofern diese Kosten

nicht direkt dem Verletzer auferlegt werden kénnen. angemessen-z4
entschidigen: Art. 62 Abs. 2 gilt entsprechend.

Art. 66h Inhalt der Mitteilungen, aufkldrenden Hinweise und Informationen

Die Rechtsinhaber und Rechtsinhaberinnen, die Konsumentenorganisationen,
deren Tatigkeit von gesamtschweizerischer Bedeutung ist, und die sich
statutengemass ausschliesslich dem Konsumentenschutz widmen, sowie die
Anbieterinnen von Fernmeldediensten legen gemeinsam den Inhalt folgender
Texte fest:

a. der Mitteilungen, die die in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht
verletzten Personen oder die zustandige Behorde den Anbieterinnen von
Fernmeldediensten schicken;

b. der aufklarenden Hinweise der Anbieterinnen von Fernmeldediensten an die
betroffenen Teilnehmer und Teilnehmerinnen; und

c. der Informationen der Anbieterinnen von Fernmeldediensten zuhanden der
in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder der
zustidndigen Behorde.
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Art. 66i Fachstelle fiir Koordination

1Der Bundesrat setzt eine Fachstelle ein, die als Verbindungsstelle zwischen den
Rechtsinhabern und Rechtsinhaberinnen, den Konsumentenorganisationen,
deren Tatigkeit von gesamtschweizerischer Bedeutung ist und die sich
statutengemass ausschliesslich dem Konsumentenschutz widmen, und den
Anbieterinnen von Fernmeldediensten dient.

2Die Fachstelle koordiniert insbesondere die Zusammenarbeit im Hinblick auf
die Festlegung der Texte nach Artikel 66h.

3Der Bundesrat regelt die Aufgaben und die Organisation der Fachstelle im
Einzelnen.

Art. 66j Datenbearbeitung durch die in ihrem Urheber- oder verwandten
Schutzrecht verletzten Person

1Werden Urheber- oder verwandte Schutzrechte tiberPeerto-Peer-Netzwerke
sehwerwiegend-verletzt, so darf die verletzte Person zurBekampfung-dieser
Yerletzung die zur Wahrung ihrer Rechte erforderlichen Daten erheben und
speichern, bei Verletzungen mittels Fernmeldediensten insbesondere:

a. die IP-Adresse des Teilnehmers oder der Teilnehmerin, dessen oder deren
Anschluss fir die Verletzung verwendet wurde;

b. das Datum und die Uhrzeit der Zuganglichmachung der Werke und anderer
Schutzobjekte sowie die Dauer, wahrend der das Werk oder andere
Schutzobjekt zuganglich war;

c. den elektronischen Fingerabdruck des Werks oder des anderen
Schutzobjekts.
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Art. 66k Ausschluss der Verantwortlichkeit

1Sofern Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste, die ihre Pflichten
nach den Artikeln 66b und 66¢c Absatze 2 und 3 nachkommen wahrnehmen,
konnen sie nicht verantwortlich gemacht werden fir:

a. Urheberrechtsverletzungen durch iAre dritte Inhaltsanbieter und Inhaltsanbie-
terinnen, die sich ihres Dienstes bedienen;

b. eine Verletzung vertraglicher oder ausservertraglicher Pflichten.

2 Sofern Anbieterinnen von Fernmeldediensten, die Datenibermittlung weder

veranlassen noch deren Adressaten oder Inhalt bestimmen oder dndern und
ihren Pflichten nach den Artikeln 62a Absatz 2, 66d Absatz 2 und 66g nachkom-
men wahrrehmen, konnen nicht verantwortlich gemacht werden fur:

a. Urheberrechtsverletzungen durch ihre Teilnehmer und Teilnehmerinnen,;
b. eine Umgehung der Sperrmassnahmen;

c. eine Verletzung vertraglicher oder ausservertraglicher Pflichten.

Weitere Anliegen
Zitatrecht an Bildern (Art. 25), Erlauternder Bericht S. 30:

Der Bundesrat lehnt die explizite Einflihrung eines Zitatrechts an Bildern ab, mit
der Begriindung, dass ein solches bereits aus dem bestehenden Gesetzesartikel
hervorgehe. Suisseculture kann einer solchen allgemeinen Pauschalaussage
nicht zustimmen. Zitate sind gemass Art. 25 URG auf das Notwendige zu be-
schranken und sind nur im notwendigen Zusammenhang im Sinne einer
Erlauterung, als Hinweis oder Veranschaulichung eines eigenen Werkes erlaubt.
Daraus folgt, dass — bis vielleicht auf eine Besprechung eines dreizeiligen
Gedichtes — keine ganzen Werke als Zitat frei wiedergegeben werden duirfen. Bei
Werken der bildenden Kunst ist deshalb bei einer notwendigen, teilweisen bzw.
ausschnittweisen Widergabe als Zitat das Urheberpersonlichkeitsrecht auf
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Werkintegritat verletzt bzw. bedroht. Zudem beflirchten die Urheberinnen und
Urheber von Werken der bildenden Kunst und der Fotografie zu Recht eine
Ausho6hlung des ihnen zustehenden Ausschliesslichkeitsrechtes auf
Werkwiedergaben gemass Art. 10 URG, zumal bei einem umfassend
bestehenden Zitatrechts jede Bildreproduktion, und zwar in analoger wie auch
in digitaler Form, von den Nutzern als Zitat aufgefasst wirde.

Daher schlagt Suisseculture — immer unter der Voraussetzung, dass das
Zitatrecht an Werken der bildenden Kunst zugelassen sein soll - vor, dieses auf
einen dem Sinn und Zweck der Bestimmung entsprechenden Umfang zu
beschranken, so beispielsweise in wissenschaftlichen Arbeiten und da
insbesondere bei wissenschaftlichen Bildbesprechungen.

Ratifizierung internationaler Abkommen

Bundesbeschluss ,Entwurf (iber die Genehmigung des Vertrags von Peking
Uber den Schutz von audiovisuellen Darbietungen”: Suisseculture begrisst
den Beitritt der Schweiz zum ,,Beijing Treaty on Audiovisual Performances” und
erachtet die vorgeschlagene Umsetzung als gute Losung. Betroffen von diesem
Beitritt sind in erster Linie Schauspielerinnen und Schauspieler, deren
Darbietungen endlich einen addquaten Schutz erhalten.

Ebenso begriisst Suisseculture den Bundesbeschluss , Entwurf (ber die
Genehmigung des Vertrags von Marrakesch”. Die Genehmigung hat insofern
keinen Gesetzgebungsbedarf zur Folge, als eine entsprechende
Schrankenbestimmung fur den erleichterten Zugang fir blinde, sehbehinderte
oder sonst lesebehinderte Menschen bereits im Gesetz enthalten und umgesetzt
worden ist (Art. 24c URG).

Wir bitten Sie um eine wohlwollende Priifung unserer Antrage

Mit freundlichen Griissen

Y

Johanna Lier, Prasidentin Hans Laubli, Geschaftsleiter

Suisseculture
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	Per email an:	Frau Bundesrätin
	Revision_URG@ipi.ch	Simonetta Sommaruga
		Eidgenössisches Justiz- und
		Polizeidepartement (EJPD)
		Postfach
		
		3003 Bern
		
		Zürich, 29. März 2016
	Sehr geehrte Frau Bundesrätin
	Sehr geehrte Damen und Herren
	Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zur Vernehmlassungsvorlage für ein revidiertes URG Stellung nehmen zu dürfen.
	Suisseculture, der Dachverband aller Schweizer professionellen Kulturschaffenden, begrüsst im Grundsatz die meisten in der Vernehmlassungsvorlage enthaltenen Vorschläge. Die Vorschläge nehmen einen grossen Teil der Punkte auf, die im Konsens von der Arbeitsgruppe zum Urheberrecht (AGUR12) vorgeschlagen wurden. Zudem wird neu das längst fällige Verleihrecht eingeführt und es wird vorgeschlagen, die Schutzfähigkeit der Fotografien an die veränderten Umstände anzupassen.
	Gleichwohl wird von Suisseculture bemängelt, dass immer noch wichtige Elemente in der Vorlage fehlen, bzw. mangelhaft umgesetzt sind.
	So fehlen insbesondere:
	Anderseits wurden im Vernehmlassungsentwurf neue Regulierungen der Verwertungsgesellschaften aufgenommen, die weder diskutiert noch von Seiten der Nutzer oder Rechteinhaber gefordert wurden:
	Weil das bestehende Regelsystem bereits ausreichend und rechtsgenügend ist, lehnt Suisseculture eine Ausdehnung der Aufsicht über die Tätigkeit der Verwertungsgesellschaften sowie der Tarifgenehmigung ab.  Im einzelnen sollen die vom Bundesrat vorgeschlagene Ausdehnung der Aufsicht auf weitere Wahrnehmungsbereiche, die Ausdehnung der Prüfung auf die Angemessenheit der Geschäftsführung sowie die erweiterte Aufsicht im Bereich der Verteilungsreglemente nicht umgesetzt werden.
	Suisseculture wird sich im weiteren Gesetzgebungsverfahren mit Nachdruck für diese sowie für die nachfolgend detailliert aufgeführten Anliegen und damit für die Besserstellung der professionellen Kulturschaffenden einsetzen.
	Einleitende Bemerkungen
	Die Vorlage entspricht in weiten Teilen den Vorschlägen der Arbeitsgruppe Urheberrecht (AGUR12), die Ende 2013 im Rahmen eines Konsenses von Vertretern der Kulturschaffenden, Konsumenten und Nutzerverbänden ausgearbeitet wurde. Als zentrales Anliegen sollen zeitgemässe gesetzliche Bedingungen geschaffen werden, damit Urheberinnen und Urheber auch im Internetzeitalter fair abgegolten werden und der Kreativwirtschaft die wirtschaftliche Basis nicht entzogen wird. Dazu werden in der Vernehmlassungsvorlage Massnahmen gegen die Internetpiraterie und die illegalen Angebote im Internet vorgeschlagen, die wir in der Stossrichtung begrüssen, die aber in der Umsetzung zu verbessern sind.
	Anderseits weist die Vorlage gerade diesbezüglich Mängel auf, indem z.B. Vorschläge für die Ausgestaltung neuer Vergütungsmodelle, wie sie von Suisseculture eingegeben wurden, nicht in die Vorlage aufgenommen wurden. Unseres Erachtens reichen die detaillierten neuen Regelungen für ein Takedown und Staydown-Verfahren bei Urheberrechtsverletzungen im Internet dafür nicht aus und sind zu ergänzen.
	Konsumenten sollen auch weiterhin geschützte Werke aus dem Internet für den privaten Gebrauch frei herunterladen können. Deshalb unterstützt Suisseculture die vorgeschlagenen Schutzmassnahmen bezüglich des Hochladens und der illegalen Verbreitung geschützter Inhalte. Aber in diesem Zusammenhang sollen nicht nur Internetprovider in die Pflicht genommen werden, um den Zugang zu illegalen Quellen einzuschränken oder zu verhindern, sondern es soll auch sichergestellt werden, dass die Berechtigten für solche Verwendungen ihrer geschützten Werke und Leistungen angemessen entschädigt werden.
	Eine Entschädigung der Rechteinhaber für die Verbreitung im Rahmen einer in persönlicher Hinsicht begrenzten Online-Gemeinschaft oder über eine persönliche Internetdomäne ist zu unserem grossen Bedauern im vorliegenden Entwurf überhaupt nicht vorgesehen. Dies obwohl im Bericht der AGUR12 unter Punkt 9.4.1 festgehalten wird, dass eine Unterstellung des Austausches von Werken und Leistungen in einem bestehenden und begrenzten Kreis von Personen über das Internet unter die kollektive Verwertung geprüft werden soll. Diesem Anliegen wird der vorliegende Entwurf in keiner Weise gerecht. Die im Entwurf des Bundesrates vorgesehenen Massnahmen im Bereich der Internetnutzung zielen ausschliesslich auf die Verhinderung der gewerblichen Verbreitung unlizenzierter Werke. Massnahmen in diese Richtung sind zwar notwendig, für sich allein betrachtet aber ungenügend, zumal dadurch den Berechtigten keine angemessenen Vergütungen für die Nutzungen ihrer Werke sichergestellt werden.
	1. Verbesserte Situation für Kulturschaffende bei Online-Nutzung ihrer Werke
	Für eine angemessene Entschädigung der Kulturschaffenden schlägt Suisseculture folgende Gesetzesergänzungen vor:
	Art. 22d (neu) Verwenden in Online-Gemeinschaften und in persönlichen Internetdomänen
	1 Das Recht, einzelne Werke so zu verwenden, dass Personen von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, kann nur über zugelassene Verwertungsgesellschaften geltend gemacht werden, wenn der Abruf kostenlos ist und die Verwendung durch eine natürliche Person im Rahmen einer in persönlicher Hinsicht begrenzten Online-Gemeinschaft oder über eine persönliche Internetdomäne dieser Person erfolgt.
	2 Wer eine solche Online-Gemeinschaft verwaltet, eine persönliche Internetdomäne beherbergt und wer den Zugang zur Online-Gemeinschaft oder zur persönlichen Internetdomäne verschafft, haftet gegenüber den Verwertungsgesellschaften solidarisch für die tarifliche Abgeltung der Rechte nach Abs. 1.
	3 Wenn die Verwendung das Online-Angebot von Werken durch Dritte oder den Vertrieb von Werkexemplaren, Tonträgern oder Tonbildträgern beeinträchtigt, bleibt die Rechtswahrnehmung durch die Rechtsinhaberinnen oder Rechtsinhaber vorbehalten.
	Mit dieser neuen Bestimmung soll die Forderung von Ziff. 9.4.1 des AGUR12-Berichtes aufgenommen werden, wonach zu prüfen ist, wie das Austauschen von Werken und Leistungen in einem bestehenden und begrenzten Kreis von Personen über das Internet unter die kollektive Verwertung gestellt werden kann (Abs. 1 von Art. 22d). Wichtig ist, dass nicht die einzelnen User für die Vergütungen aufkommen sollen, sondern die Anbieter der entsprechenden Dienste (Abs. 2 von Art. 22d). Schliesslich soll mit der Formulierung in Abs. 3 verhindert werden, dass eine Beeinträchtigung von bestehenden Vertriebskanälen eintreten kann, so dass in solchen Fällen die Rechtswahrnehmung durch die Rechtsinhaber vorbehalten bleibt.
	Folgerichtig muss der in der Vorlage neu formulierte Artikel 40 (Bewilligungspflicht) in Abs. 1 lit. b ergänzt werden:
	b. die ausschliesslichen Rechte nach den Artikeln 22-22d und 24b geltend macht;
	2. Fehlende Vergütung für audiovisuelle Werke an die Urheberinnen und Urheber
	Online-Plattformen (Video on Demand) für Kino- und Fernsehfilme haben den Videoverleih weitestgehend abgelöst. Entsprechend müssen die Urheber- und Leistungsschutzrechte an diese technische Entwicklung angepasst werden, um der heutigen Internetnutzung gerecht zu werden. Diese Änderung fehlt im vorliegenden Entwurf.
	Suisseculture hält diesbezüglich an folgenden Ergänzungsanträgen fest:
	Art. 13a (neu) Vergütungsanspruch für das Zugänglichmachen von audiovisuellen Werken
	1 Wer audiovisuelle Werke erlaubterweise so zugänglich macht, dass Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den Urhebern und Urheberinnen dieser Werke hierfür eine Vergütung.
	2 Der Bundesrat kann bestimmte Kategorien von audiovisuellen Werken von diesem Vergütungsanspruch ausnehmen. Kein Vergütungsanspruch entsteht bei Nutzungen nach den Artikeln 22a – 22c.
	3 Die Vergütungsansprüche sind unverzichtbar und stehen nur den Urhebern und Urheberinnen zu; sie können nur von zugelassenen Verwertungsgesellschaften (Art. 40 ff.) geltend gemacht werden.
	Art. 35a (neu) Vergütungsanspruch für das Zugänglichmachen von Darbietungen in audiovisuellen Werken
	1Wer Darbietungen in audiovisuellen Werke erlaubterweise so zugänglich macht, dass Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den ausübenden Künstlern und Künstlerinnen eine Vergütung.
	2Kein Vergütungsanspruch entsteht bei der Nutzung von Firmenportraits und Industriefilmen, Werbe- und Promotionsfilmen, Musikvideos und Computerspielen sowie bei Nutzungen nach den Artikeln 22a – 22c.
	3Die Vergütungsansprüche sind unverzichtbar und stehen nur den ausübenden Künstlern und Künstlerinnen zu; sie können nur von zugelassenen Verwertungsgesellschaften geltend gemacht werden.
	4Ausländischen ausübenden Künstlern und Künstlerinnen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in der Schweiz haben, steht ein Anspruch auf Vergütung nur zu, wenn der Staat, in welchem das audiovisuelle Werk produziert wurde, den schweizerischen Staatsangehörigen ein entsprechendes Recht gewährt.
	Gemäss dem erläuternden Bericht zur geplanten URG Revision war es Teil des Mandats der AGUR12, die Anpassung des Urheberrechts an die technische Entwicklung aufzuzeigen und besonderes Augenmerk auf die Entwicklung von Verwertungsmodellen zu legen, die den heutigen Internetnutzungen gerecht werden, wie dies insbesondere in den Postulaten Recordon und Glättli gefordert wurde (Seite 18 der Erläuterungen).
	Das Internet hat nicht nur zu Tauschbörsen und Social Media Seiten geführt, sondern auch zu neuen Geschäftsmodellen, welche für die Kulturschaffenden zu erheblichen Problemen geführt haben. Das Zugänglichmachen von Kino- und Fernsehfilmen durch Onlineplattformen (VoD) hat das Vermieten physischer Werkexemplare abgelöst. Während Filmurheber und Filmschauspieler am Vermietgeschäft aufgrund des gesetzlichen Vergütungsanspruchs von Art. 13 URG partizipierten, ist dies beim Zugänglichmachen heute nicht der Fall.
	Die Lizenzerteilung für den Betrieb eines VoD Angebotes erfolgt in der Schweiz in gleicher Weise wie für das Senden durch ein Sendeunternehmen. Die Filmurheber übertragen der Filmproduzentin ihre Rechte unter Vorbehalt der bereits einer Verwertungsgesellschaft eingeräumten Rechte.
	Im Bereich der Senderechte funktioniert dieses System seit Jahren zur Zufriedenheit aller Beteiligter, während es im Bereich von VoD Angeboten diesbezüglich Probleme gibt.
	Wenn der Bundesrat in seiner Antwort auf die Interpellation Stöckli (Ip 15.3876) festhält, es liege an den Berechtigten weniger nachteilige Verträge abzuschliessen, so verkennt dies die wirtschaftliche Realität und Machtverhältnisse. Bei den VoD Anbietern handelt es sich häufig um global tätige, marktmächtige Firmen, denen die Filmproduzenten oder Filmverleiher (trotz Ausschliesslichkeitsrechten) als schwächere Partei gegenüber stehen. Filmurheber und Filmschauspieler gehen daher bei diesen neuen Geschäftsmodellen leer aus, obschon sie die ersten in der ganzen Wertschöpfungskette sind.
	Die durch die Verlagerung vom Vermieten physischer Werkexemplare (Art. 13 URG) hin zu Onlineangeboten entstandene Lücke ist durch einen neuen Art. 13a bzw. 35a zu schliessen. Vorzusehen ist ein nichtabtretbarer gesetzlicher Vergütungsanspruch der Filmurheber und Filmschauspieler gegenüber den Onlineanbietern für das Zugänglichmachen ihrer Werke im Rahmen solcher VoD-Angebote.
	Dieser Vergütungsanspruch soll neben dem Exklusivrecht der derivativen Rechteinhaber bestehen. Es geht nicht um eine doppelte Zahlung, wie der Bundesrat irrtümlicherweise meint, sondern um eine zweigeteilte Zahlung bzw. um eine Gabelung der Rechteabgeltung, wie dies bereits heute in andern Bereichen der Fall ist, so bei der Kinoauswertung, wenn die Urheberrechte der Komponisten der Filmmusik über die SUISA abgegolten werden oder bei Nutzungen durch Schweizerische Sendeunternehmen, wenn die Urheber im Rahmen einer freiwilligen Kollektivverwertung über die Verwertungsgesellschaften entschädigt werden.
	Schuldner der Vergütung wäre auch hier der Dienstanbieter, welcher eine zweigeteilte Vergütung schuldet: einerseits die an die Produzentin abgeführte Lizenzgebühr und andererseits die über die Verwertungsgesellschaften an die Urheber fliessende Entschädigung.
	3. Fehlende Vergütung an die Urheberinnen und Urheber von journalistischen Werken
	Ebenso nichts enthalten ist im Entwurf des Bundesrates über die unverzichtbaren Vergütungsansprüche von Journalistinnen und Journalisten für die Nutzung ihrer Werke im Internet. Damit diesen bei Verwendung ihrer Werke eine angemessene Vergütung zukommt, schlägt Suisseculture weiterhin folgende Ergänzung vor:
	Art. 13b (neu) Vergütungsanspruch für das Zugänglichmachen von journalistischen Werken
	1Wer journalistische Werke erlaubterweise so zugänglich macht, dass Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den Urhebern und Urheberinnen dieser Werke hierfür eine Vergütung.
	2Die Vergütungsansprüche stehen nur den Urhebern und Urheberinnen zu; sie können nur von zugelassenen Verwertungsgesellschaften (Art. 40 ff.) geltend gemacht werden.
	Der vorliegende Vorschlag ist ein Kompromiss gegenüber den in der AGUR12 diskutierten Forderungen. Journalistische Werke sind in der Online-Welt besonders stark von der faktisch unvermeidbaren, unentgeltlichen Vervielfältigung betroffen. Nur einmal honoriert zu werden, obwohl die Werke mehrfach kommerziell genutzt und gratis zugänglich gemacht werden, raubt vielen Journalisten als Erstberechtigte die Existenzgrundlage. Damit erfüllt das Urheberrecht seinen Schutzzweck nicht mehr. Die mitverantwortlichen, kommerziellen Internet-Player wie Google, Facebook oder Twitter, die dank der Werke Erträge generieren, ohne dafür zu bezahlen, müssten sich ebenfalls an der Vergütung beteiligen. Auch im Ausland sind ähnliche Bestrebungen im Gange.
	4. Harmonisierung der Schutzfrist
	Abweichungen des schweizerischen vom europäischen (inkl. liechtensteinischen) Recht stehen oft gegen die berechtigten Interessen der Kulturschaffenden und sind in der Regel mit erheblichen zusätzlichen Kosten verbunden. Insbesondere die Vereinheitlichung der Schutzfrist würde eine bestehende Ungleichheit beseitigen und den Dokumentations- als auch den Abgrenzungsaufwand der Verwertungsgesellschaften verringern. Zudem würde der Abschluss von Gegenseitigkeitsverträgen zwischen Verwertungsgesellschaften erleichtert und mögliche Komplikationen im Rahmen von internationalen Abkommen eliminiert. Diese einfache Harmonisierung würde zur Effizienzsteigerungen bei der kollektiven Wahrnehmung von Leistungsschutzrechten führen, was sich schliesslich positiv auf die Vergütungen der Kulturschaffenden auswirken würde. Wir schlagen deshalb folgende Änderung vor:
	Art. 39 Schutzdauer
	1 Der Schutz beginnt mit der Darbietung des Werks oder der Ausdrucksform der Volkskunst durch die ausübenden Künstler und Künstlerinnen, mit der Veröffentlichung des Lichtbildes oder des Ton- oder Tonbildträgers oder mit deren Herstellung, wenn keine Veröffentlichung erfolgt, sowie mit der Ausstrahlung der Sendung; er erlischt nach 70 Jahren.
	5. Abstellen auf den entgangenen Ertrag bei der Festsetzung der Vergütungen nach Art. 20 Abs. 2 und 3 URG
	Bei der Einschränkung des Vervielfältigungsrechts durch die Erlaubnis der Privatkopie sowie der übrigen Tatbestände gesetzlich privilegierter Vervielfältigungen nach Art. 19 URG soll die Vergütung dem wirtschaftlichen Wert der Ausnahme entsprechen, d.h. nach dem durch die Ausnahme verursachten Einnahmenverlust abgegolten werden. Dies verbietet starre Entschädigungssätze wie sie Art. 60 Abs. 2 URG vorsieht. Für die Vergütungsregelungen im Bereich von Art. 20 Abs. 2 und 3 sollte deshalb im Gesetz festgehalten werden, dass die Vergütung so festzusetzen ist, dass den Berechtigten der entgangene Ertrag angemessen zu esetzen ist und in diesem Bereich nicht auf die allgemeinen Regeln nach Artikel 60 Abs. 1 und 2 URG und insbesondere nicht auf die gegen Null tendierenden Nutzungskosten der Kopien abgestellt werden darf. Dies würde in diesem Bereich auch zur Milderung der ungerechtfertigten Diskriminierung der ausübenden Künstlerinnen und Künstler gegenüber den Urheberinnen und Urhebern beitragen. Wir schlagen daher folgende Änderung vor:
	"2bis Die Vergütungen nach Artikel 20 Absätze 2 und 3 sind so festzusetzen, dass der durch die Einschränkung der Vervielfältigungsrechte den Berechtigten entgangene Ertrag angemessen ersetzt wird."
	6. Folgerecht
	Seit mehr als hundert Jahren fordern die Schweizer Künstlerinnen und Künstler die Einführung des Folgerechts, welches ihnen bei Weiterverkäufen ihrer Werke der bildenden Kunst und der Fotografie durch den Kunsthandel einen prozentualen Anteil am erzielten Preis zugesteht. Seit 1971 ist dieses Recht in der von der Schweiz unterzeichneten Berner Uebereinkunft enthalten, und 2001 hat die EU eine entsprechende Richtlinie verabschiedet, so dass heute alle Künstlerinnen und Künstler in der EU vom Folgerecht profitieren. Die Schweizer Kunstschaffenden gehen doppelt leer aus: Zum einen, weil sie bei Weiterverkäufen ihrer Werke im Inland keine Entschädigung erhalten und zum andern, weil sie bei Weiterverkäufen im gesamten EU-Raum davon ausgeschlossen sind. Die Einführung des Folgerechts kann endlich diese Ungleichbehandlung beheben.
	Bundesrat und Ständerat haben einem Postulat von Ständerat Werner Luginbühl zugestimmt (13.4083 Postulat „Erlös für Schweizer Künstlerinnen und Künstler“), welches einen Bericht einfordert, in dem der Bundesrat darlegt, welche Lösungen möglich sind. Diese können für ein zeitgemässes Folgerecht wie folgt aussehen:
	Art. 12a Folgerecht
	1 Das Folgerecht gewährt dem Urheber bzw. der Urheberin für die Dauer des Urheberrechtsschutzes ein unveräusserliches und unverzichtbares Recht auf Beteiligung am Verkaufspreis aus Weiterveräusserungen nach dem Erstverkauf ihrer Werke.
	2 Das Folgerecht gilt für alle Weiterveräusserungen, an denen Vertreter und Vertreterinnen des Kunstmarktes als Vermittler, Käufer oder Verkäufer beteiligt sind. Sie haften solidarisch für die Folgerechtsentschädigung, die vom Weiterveräusserer bzw. der Weiterveräusserin geschuldet ist. Die Folgerechtsabgabe wird fällig bei jedem Weiterverkauf, bei dem der Weiterverkaufspreis im Vergleich zum Verkaufspreis, der der Weiterveräusserung vorangegangenen Veräusserung, höher ist.
	3 Die Anspruchsberechtigten können innerhalb von fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Weiterveräusserung von jedem Vertreter und jeder Vertreterin des Kunstmarktes alle Auskünfte einholen, die für die Berechnung sowie für die Sicherstellung der Folgerechtentschädigung aus einer Weiterveräusserung erforderlich sind. Die Vertreter und Vertreterinnen des Kunstmarktes sind zur Erteilung aller für die Berechnung und Umsetzung der Folgerechtsansprüche erforderlichen Auskünfte verpflichtet.
	Zu den einzelnen Änderungen im Entwurf
	Art. 5 Abs. 1 Bst. C
	Kein Kommentar
	Art. 13 Sachüberschrift, Abs. 1 und 2
	Vermieten und Verleihen von Werkexemplaren
	Die Ergänzung dieses Artikels in Abs. 1 – dass neben dem Vermieten auch das Verleihen von Werkexemplaren an die Öffentlichkeit – vor allem durch Bibliotheken – vergütungspflichtig ist –, wird begrüsst. Damit ist auch für den Fall der unentgeltlich zur Verfügung gestellten Werkexemplare (wie Bücher, Ton- und Tonbildträger) eine Vergütung an die Urheberin oder den Urheber geschuldet.  Das entspricht – endlich – den seit 1992 in der EU geltenden Vorgaben in der Richtlinie zum Vermiet- und Verleihrecht. In Europa ist das Verleihrechte in 23 Staaten geregelt. Schweizer Urheberinnen und Urheber erhalten bereits Entschädigungen für das Verleihen ihrer Werkexemplare im Ausland (z.B. aus Deutschland), nicht für das Ausleihen in der Schweiz selber. Bedauert wird, dass der Bundesrat davon abgesehen hat, mit der Ergänzung von Art. 13 gleichzeitig auch das E-lending, welches heute schon in Bibliotheken praktiziert wird, im Sinne einer Ausnahme zum Konventionsrecht, unter die neue Bestimmung zu subsumieren. Dadurch nämlich wäre eine angemessene Entschädigung für die Rechtsinhaber sichergestellt, was heute aufgrund unklarer und unvollständiger Vertragsregeln nicht zutrifft.
	Was nicht unter eine Vergütung gemäss Art. 13 Abs. 1 fallen soll, sind Vermiet- oder Verleihvorgänge von Werken bzw. Werkexemplaren, die zwischen den Museen und ähnlichen Einrichtungen zum Zweck einer Ausstellung getätigt werden. Demnach würde diejenige Institution, die Werkexemplare der bildenden Kunst in einer solchen Form vermietet bzw. verleiht, nicht unter die Vergütungpflicht fallen. Dazu schlagen wir in Abs. 2 folgende Ergänzung vor:
	Abs. 2 Keine Vergütungspflicht besteht bei:
	lit. c (neu) „Werkexemplaren der bildenden Kunst, die durch Museen und ähnlichen Einrichtungen zum Zweck von Ausstellungen vermietet oder ausgeliehen werden.
	lit. c wird zu lit. D
	Art. 19 Verwendung zum Eigengebrauch
	Die Vorschläge von Suisseculture lauten:
	Art. 19 Abs. 1 lit. c: jede Werkverwendung in Betrieben, öffentlichen Verwaltungen, Instituten, Kommissionen und ähnlichen Einrichtungen für die interne Information oder Dokumentation.
	Die Aenderung im Text („jede Werkverwendung“ anstelle von „das Vervielfältigen von Werkexemplaren“) in lit. c von Art. 19 Abs. 1 ist nicht zuletzt vor dem Hintergrund der neuen digitalen Nutzungsmöglichkeiten, die selbstverständlich auch im Bereich des (betriebsinternen) Eigengebrauchs heute schon längst Usus sind, für die Umsetzung des dafür massgebenden Gemeinsamen Tarifes 9 (GT 9) von Bedeutung, zumal das Kriterium des „Vervielfältigens von Werkexemplaren“, wie es im geltenden Gesetzestext heisst, noch auf die analoge-klassische Reprografietechnik zugeschnitten ist. Im Übrigen wird dadurch einfach die bereits bestehende Praxis des GT 9 im Gesetz klar festgeschrieben.
	Art. 19 Abs. 3bis (In der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagene neue Fassung): Vervielfältigungen, die beim Abrufen von erlaubterweise zugänglich gemachten Werken hergestellt werden, sowie weitere vertraglich erlaubte Vervielfältigungen sind von den Einschränkungen des Eigengebrauchs nach diesem Artikel sowie vom Vergütungsanspruch nach Art. 20 Abs. 3 ausgenommen.
	Der Entwurf erweitert die bestehende Bestimmung um die „weiteren vertraglich erlaubten Vervielfältigungen“ und will diese vom gesetzlichen Vergütungsanspruch ausnehmen. Solches geht zu weit und bedroht die den Berechtigten gemäss den Gemeinsamen Tarifen zustehenden Entschädigungen.  Dadurch nämlich könnten die privaten Lizenzanbieter ihren Kunden Nutzungen in Verträgen zugestehen, die gemäss URG freigestellt und deren Vergütungen zwingend über die Verwertungsgesellschaften wahrzunehmen sind. Zudem ist die von Suisseculture schon einmal vorgeschlagene Einschränkung, dass ein Vergütungsanspruch nur für bereits (an die Urheber und Interpretinnen) finanziell abgegoltene Vervielfältigungen nicht mehr entstehen soll, durch die Neuformulierung weggefallen.
	Um diesen Bedenken Rechnung zu tragen, schlagen wir zu Art. 19 Abs. 3bis folgende Neuformulierung vor:3bis Vervielfältigungen, die beim Abrufen von erlaubterweise zugänglich gemachten Werken hergestellt werden, sind von den Einschränkungen des Eigengebrauchs nach diesem Artikel ausgenommen. Wenn das Abrufen gegen Entgelt erfolgt, sind die erlaubten Vervielfältigungen im persönlichen Bereich und im Kreis von Personen, die unter sich eng verbunden sind (Abs. 1 lit. a) weder Art. 19 noch den Vergütungsansprüchen gemäss Art. 20 Abs. 3 unterstellt. Sie müssen durch den Rechtsinhaber genehmigt werden. 
	Art. 20 Vergütung für den Eigengebrauch
	Der Vorschlag von Suisseculture lautet:
	1  unverändert.	
	2 	Wer zum Eigengebrauch nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b und Buchstabe c Werke verwendet oder wer als Drittperson nach Artikel 19 Absatz 2 Werke auf irgendwelche Art vervielfältigt, schuldet dem Urheber oder der Urheberin hierfür eine Vergütung.
	3 	Wer Leerkassetten oder andere zur Verwendung von Werken geeignete Ton- und Tonbildträger herstellt oder importiert und wer Dritten, die nicht zum privaten Kreis nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a gehören, für die Verwendung von Werken geeignete Speicherkapazitäten verfügbar macht oder den Zugang zu solchen Speicherkapazitäten vermittelt, schuldet dem Urheber oder der Urheberin für die Werkverwendungen nach Artikel 19 eine Vergütung.
	4  unverändert.
	Zu Abs. 2 dieser Bestimmung ist unter Verweis auf die oben zu Art. 19 Abs. 1 lit. c gemachten Ausführungen festzuhalten, dass bei einer Änderung von lit. c der Begriff des „Verwendens“ anstelle von „Vervielfältigen“ konsequenterweise auch in Art. 20 Abs. 2 gebraucht werden muss.
	Zur Frage der Haftung für die gesetzlichen Vergütungen hält der erläuternde Bericht zu Art. 20 Abs. 2 fest, dass die Cloud-Dienstanbieter unter diesen Absatz fallen und demgemäss für die gesetzlich geschuldeten Vergütungen verantwortlich sind. Das wird von Suisseculture begrüsst. Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die Erweiterung in Absatz 3 zu sehen.
	Art. 22b Verwendung von verwaisten Werken
	Suisseculture begrüsst grundsätzlich einen im Vergleich zum geltenden Gesetz erweiterten Verwendungsbegriff für verwaiste Werke, und dass für die darin explizit vorgesehenen Fälle eine Abgeltung der Rechte über eine zugelassene Verwertungsgesellschaft vorgesehen ist. Die praktische Umsetzung allerdings erweist sich im Detail als schwierig. Suisseculture würde ein Modell basierend auf einer Geschäftsführung ohne Auftrag im Interesse des Geschäftsherrn vorziehen.
	Dazu sollte Abs. 3 der neuen Bestimmung wie folgt geändert werden:
	Abs. 3: Soweit es nach Treu und Glauben erforderlich ist, bleibt der Rechtsinhaber an den zwischen der Verwertungsgesellschaft und dem Werknutzer vereinbarten Vertrag gebunden. Er kann keine höhere Entschädigung fordern, als ihm nach Verteilungsreglement der Verwertungsgesellschaft zusteht.
	Die neu formulierte Bestimmung betrifft Erweiterungen des berechtigten Nutzerkreises, so dass zusätzlich öffentliche und öffentlich zugängliche Institutionen sowie Sammlungen darunterfallen. Der Rest der Bestimmung ist unverändert geblieben. Solange also mit den Vervielfältigungen im Rahmen von Sicherungsexemplaren – wie schon gemäss der geltenden Regelung – kein wirtschaftlicher oder kommerzieller Zweck verfolgt bzw. erzielt wird, hat Suisseculture keine Bedenken.
	Allerdings zeigt diese Ergänzung des geltenden Artikels, dass die Tendenz einer Ausdehnung von vergütungsfreien Schrankenbestimmungen nicht abbricht, sondern tendenziell eher zunimmt.
	Soweit es sich, wie im erläuternden Bericht ausgeführt, um die systematische Anwendung von verschiedenen Methoden handelt, die der Suche, Analyse und Vernetzung von Daten zu wissenschaftlichen Forschungszwecken dienen (Text and Data Mining, TDM), die unter diese Bestimmung fallen, ist dagegen grundsätzlich nichts einzuwenden. Allerdings darf darunter keine Veröffentlichung von geschützten Werken und Leistungen verstanden werden, auch nicht forschungsbedingte.
	Zu begrüssen ist, dass für Verwendungen gemäss Art. 24d eine gesetzliche Vergütungspflicht über die Verwertungsgesellschaften vorgesehen ist.
	Die Vorlage entspricht im Wesentlichen dem Vorschlag im AGUR12 Schlussbericht, mindestens dem Grundsatz nach, was die Text- und Bildwerke in lit. a und c angeht.  Einzig die Ergänzung hinsichtlich der Zusammenfassung der wissenschaftlichen Werke ist neu, was allerdings bei längeren Zusammenfassungen zu weit geht, so dass der Vorschlag auf „kurze Zusammenfassungen“ zu beschränken ist. Die Detailbestimmungen betreffend den Werken der Musik und anderen akustischen Werken sowie filmischen und anderen audiovisuellen Werke können so von Suisseculture mitgetragen werden.
	Suisseculture nimmt mit Genugtuung davon Kenntnis, dass der Bundesrat den Handlungsbedarf aufgrund der bestehenden Rechtsunsicherheit betreffend der Schutzfähigkeit von Fotografien anerkennt. Hingegen scheint uns der in Art. 37a neu formulierte Vorschlag das vorgegebene Ziel nicht zu erreichen und kaum praktikabel. Vor allem hinsichtlich der neu vorgesehenen „Schutzfrist“ „(…) wie diese für die aktuelle Berichterstattung von Interesse sind (…)“ haben wir grösste Bedenken, weil sich eine solche Frist in der Praxis kaum genau bestimmen lässt. Dies trägt ebensowenig zur Rechtssicherheit bei wie die Beschränkung auf die Kategorie „Pressefotografien“. Eine Abgrenzung ist schwierig. Hinzukommt, dass eine solche Vorzugsbehandlung der Pressefotografien nicht nachvollziehbar ist.
	Aus diesen Erwägungen halten wir an dem von Suisseculture bereits eingegebenen Vorschlag fest:
	Art. 34a) statt 37a Schutz von Lichtbildern
	Lichtbilder sind Fotografien, sowie ähnlich wie Fotografien hergestellte Erzeugnisse, die in Bezug auf die Gestaltung keinen individuellen Charakter aufweisen und deshalb vom Schutz nach Art. 2 URG ausgeschlossen sind. Für sie gelten die Art. 9-28 URG sinngemäss. Nachahmungen von Lichtbildern sind erlaubt.
	Gleichzeitig ist Art. 39 wie folgt anzupassen:
	Art. 39
	1 Der Schutz beginnt mit der Darbietung des Werks oder der Ausdrucksform der Volkskunst durch die ausübenden Künstler und Künstlerinnen, mit der Veröffentlichung des Lichtbildes oder des Ton- oder Tonbildträgers oder mit deren Herstellung, wenn keine Veröffentlichung erfolgt, sowie mit der Ausstrahlung der Sendung; er erlischt nach 70 Jahren.
	Vor allem durch die neu formulierten Artikel 40 und 41 will der Bundesrat die Aufsicht über die Verwertungsgesellschaften massiv ausweiten. Sie würde zu einer Verstaatlichung der kollektiven Verwertung führen. Suisseculture spricht sich klar dagegen aus, da die bestehende Aufsichtsregelung ausreichend und angemessen ist und keiner Ausweitung bedarf.
	Schon die AGUR12, die den Auftrag hatte, die Transparenz und die Effizienz der Verwertungsgesellschaften zu überprüfen, kam zum Schluss, dass die bestehende Aufsicht über die Verwertungsgesellschaften genüge und dass dazu keine Empfehlungen notwendig seien. Auch die am 14. Januar 2016 veröffentlichte „Analyse zur Angemessenheit der Verwaltungskosten der Verwertungsgesellschaften“ kam nach detaillierten Untersuchungen zum Ergebnis, dass die Verwaltungskosten insgesamt als angemessen zu betrachten sind. Für Suisseculture gibt es keine Gründe für eine Ausdehnung der Aufsicht, und es ist nicht einzusehen, wieso der Bundesrat sich gegen die Empfehlungen der AGUR12 und gegen die Ergebnisse der erwähnten Anaylse stellt und damit die Interessen der Berechtigten ignoriert.
	Aus der Sicht der professionellen Kulturschaffenden, welchen ja diese Verwertungsgesellschaften gehören, ist einmal mehr zu betonen, dass diese als privatrechtliche Gesellschaften (sei es in der Form einer Genossenschaft oder eines Vereins) ihnen gehören, und dass letztlich sie als deren Mitglieder in erster Linie (über die Ausübung ihrer Mitgliedschaftsrechte) die Geschäftsführung der Gesellschaften bestimmen und kontrollieren. Die bestehenden Regeln für die Aufsicht über die kollektive Verwertung sind ausreichend (Das Institut für Geistiges Eigentum prüft die Geschäftsführung und genehmigt die Verteilungsreglemente; die Eidgenössische Schiedskommission prüft und genehmigt die Tarife). Jede weitere Ausdehnung der staatlichen Aufsichtskompetenzen wäre ein unzulässiger Eingriff in die Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit der Urheberinnen und Urheber.
	Es ist darauf hinzuweisen, dass die EU-Richtlinie über die Verwertungsgesellschaften (2014/26/EU vom 26. Februar 2014) keine Verschärfung der staatlichen Aufsicht, sondern die Gewährung gewisser Mitgliedschafts- und Informationsrechte der Berechtigten gegenüber den Gesellschaften vorsieht. Sogar die EU setzt damit in der kollektiven Verwertung nicht auf einen Ausbau der Bürokratie, sondern auf Selbstregulierung. Die Schweizer Verwertungsgesellschaften entsprechen den diesbezüglichen Anforderungen der genannten EU-Richtlinie bereits heute weitgehend.
	Zusammenfassend: die bestehenden Artikel 40-43 sind nicht zu ändern.
	Suisseculture begrüsst grundsätzlich das neu vorgeschlagene Instrument. Allerdings müsste die Sachüberschrift zur neuen Bestimmung nicht „Freiwillige Kollektivverwertung“ sondern „Erweiterte Kollektivlizenzen“ (entsprechend unserer Forderung, Art. 40-43 nicht zu ändern, ist der Gliederungstitel vor Art. 41 beizubehalten und der Gliederungstitel vor Art. 43a erscheint überflüssig) lauten. Denn es ist nicht zwischen obligatorischer und freiwilliger Kollektivverwertung, sondern zwischen bewilligungspflichtiger und nicht bewilligungspflichtiger Kollektivverwertung zu unterscheiden.
	Zudem sprechen wir uns dagegen aus, dass die Tarifvorschriften von Art. 55-60 auch auf vertragliche Vereinbarungen mit den Nutzern im Bereich des Art. 43a anwendbar sein sollen. Dieses Ansinnen widerspricht dem Grundgedanken, dass die Berechtigten im Bereich der nicht bewilligungspflichtigen erweiterten Kollektivverwertung durch ihre Verwertungsgesellschaften die Tarife bzw. Lizenzbedingungen autonom und ohne Tarifgenehmigungsverfahren festlegen können.
	Zudem ist das in einzelnen Verwertungsgesellschaften bereits bestehende Modell der nicht zwingenden Verwertung von Ausschliesslichkeitsrechten über die Gesellschaften, wie es auf vertraglicher Basis für die einzelnen Berechtigten vorgenommen wird, von der neu vorgeschlagenen erweiterten Kollektivverwertung abzugrenzen (so z.B. bei der ProLitteris bezüglich der Bildrechte und bei der SSA für die Theateraufführungsrechte). Suisseculture ist der Auffassung, dass diese im Interesse der einzelnen Berechtigten gut funktionieren.
	Suisseculture schlägt folgende Neuformulierung von Art. 43a vor:
	Abs. 1 „Verwertungsgesellschaften könnten für die Verwendung einer grösseren Anzahl von Werken und geschützten Leistungen die ausschliesslichen Rechte, für deren Verwertung sie nicht der Bewilligungspflicht von Artikel 40 unterstehen, auch für Rechtsinhaber und –inhaberinnen wahrnehmen, die nicht von ihnen vertreten werden.“
	Abs. 2 „Rechtsinhaber und –inhaberinnen können jederzeit von den Verwertungsgesellschaften verlangen, dass ihre Rechte von einer erweiterten Kollektivlizenz ausgenommen werden; die Lizenz erlischt in Bezug auf alle betroffenen Werke und Leistungen mit Zugang der Erklärung.“
	Abs. 3 „Die Bestimmungen über die Aufsicht über die Tarife (Artikel 55ff.) sind nicht auf die erweiterten Kollektivlizenzen anwendbar. Der Verwertungserlös ist nach den Regeln von Artikel 49 zu verteilen.“
	Art. 48 Abs. 1 Verteilungsreglement
	Eine Angemessenheitsprüfung durch die Aufsichtsbehörde beim Verteilungsreglement soll auch inskünftig nicht vorgenommen werden. Dazu sind die jeweiligen Organe in den Verwertungsgesellschaften, in denen die Berechtigten ihre kompetenten Vertreter haben, zuständig. Es ist somit Sache der Berechtigten über die angemessene Aufteilung der ihnen zustehenden Entschädigungen zu entscheiden. Das IGE kann die Rechtmässigkeit und den Aufbau der Verteilungsreglemente bereits nach heutigem Recht prüfen; mehr ist gesetzlich nicht vorzusehen. Suisseculture spricht sich gegen eine solche Ausweitung der Aufsicht aus.
	Art. 51 Zur Effizienz der Kollektivverwertung
	Suisseculture begrüsst die Änderungen von Art. 51 URG. Sie entsprechen den Empfehlungen der AGUR12. Allerdings könnte die Effizienz der Kollektivverwertung zusätzlich verbessert werden, indem man die nationalen und kantonalen Registerämter dazu verpflichtet, Daten herauszugeben, die für die Ausarbeitung und Durchsetzung der Tarife –  in den unter Bundesaufsicht stehenden Bereichen – notwendig sind (wie zum Beispiel der Empfang von Sendungen, Art. 22 URG, oder die Bestimmungen zum Eigengebrauch in Betrieben, Art. 19 Abs. 1 lit. c URG). Da dadurch letztendlich den Berechtigten höhere Entschädigungen aus der Umsetzung der Tarife durch die Verwertungsgesellschaften zukommen, fordert Suisseculture einen neuen Artikel 51 Abs. 1 quader URG:
	„Registerämter des Bundes und der Kantone geben den Verwertungsgesellschaften die Daten bekannt, welche diese für die Gestaltung und Anwendung der Tarife benötigen.“
	Suisseculture spricht sich ebenso gegen eine allgemeine Ausweitung der Aufsicht über die gesamte Tätigkeit der Verwertungsgesellschaften aus. Vor allem die Ausweitung der Aufsicht auch auf die Angemessenheit der Geschäftsführung (Art. 53 Abs. 1) ist abzulehnen. Die bisherige Aufsicht beschränkt sich – zu Recht – auf die Rechtmässigkeitskontrolle. Eine Prüfung auf die Angemessenheit der Geschäftsführungen stellt einen unzulässigen Eingriff in die Rechte der den Gesellschaften als Mitglieder beigetretenen Urheberinnen und Urheber, Interpretinnen und Interpreten dar. Sie entscheiden, ob die Geschäftsführungen ihrer Gesellschaften angemessen agieren. Die dazu vorgesehenen gesellschaftsrechtlichen Möglichkeiten sind ausreichend, und es ist nicht einzusehen, wieso diesbezüglich eine Bevormundung der Mitglieder durch eine Aufsichtsbehörde eingeführt werden soll.
	Die Gesetze sehen als Rechtsmittel im Tarifgenehmigungsverfahren der Verwertungsgesellschaften einen zweifachen Instanzenzug von der Eidgenössischen Schiedskommission zum Bundesverwaltungsgericht und anschliessend zum Bundesgericht vor. Das war bis zur Revision der Bundesrechtspflege nicht der Fall (nur Weiterzug an das Bundesgericht). Die Praxis zeigt, dass ein solcher Instanzenzug die Tarifgenehmigungen immer wieder über Gebühr verzögert, was massive Entschädigungsausfälle an die berechtigten Urheberinnen und Interpreten zum Teil über Jahre bedeutet. Suisseculture spricht sich dezidiert für eine Vereinfachung des Instanzenzuges aus, indem auf den alten und bewährten Rechtsweg zurückgekehrt wird, also: Beurteilung des Tarifs durch die paritätisch zusammengesetzte Schiedskommission und dann direkte Beschwerdemöglichkeit an das Bundesgericht, und nicht nur wie vorgeschlagen an das Bundesverwaltungsgericht. Berechtigte wie Nutzer sollen einen Anspruch darauf haben, dass die Tarife vom höchsten Gericht auf ihre Rechtmässigkeit überprüft werden können.
	In seinem Gutachten vom 5. November 2015 hat Professor Schindler sowohl die Variante Bundesverwaltungsgericht als letzte Instanz als auch die Direktbeschwerde ans Bundesgericht geprüft. Dabei ist er zum Schluss gelangt, dass eine Direktbeschwerde ans Bundesgericht zahlreiche Vorteile aufweist und insbesondere auch deshalb vorzuziehen sei, weil dadurch sichergestellt wird, dass das Bundesgericht bei allen Streitigkeiten, welche das URG betreffen – unabhängig davon, ob sie über den zivil- oder verwaltungsrechtlichen Weg geführt werden – letzte Instanz bliebe und somit weiter als „Hüter der Rechtseinheit“ fungieren könnte. Wie er aufgrund von Erfahrungswerten nachgewiesen hat, hätte eine Direktbeschwerde ans Bundesgericht auch keine erhebliche Mehrbelastung des Höchstgerichts zur Folge. Eine solche Direktbeschwerde ans Bundesgericht wäre überdies nichts Neues, hat sie doch der Gesetzgeber auch gegen Entscheide der UBI vorgesehen. Für diesen Fall hielt der Gutachter jedoch eine Anpassung des Verfahrens vor der Schiedskommission für erforderlich, so dass dieses den Anforderungen an ein unabhängiges Gericht gemäss Art. 30 BV und Art. 6 EMRK genügt. (Das Gutachten von Professor Schindler ist in der Zeitschrift sic!, Nummer 2/2016, auf Seite 43ff. veröffentlicht.)
	Der Bundesrat hat in der Vorlage die richtigen und unbestrittenen Handlungsfelder definiert. Bezüglich der Ausgestaltung der Massnahmen und den Durchsetzungsprozessen besteht erheblicher Verbesserungsbedarf. Die Massnahmen sind teils praxisfremd, kompliziert, schwerfällig und kostentreibend formuliert.
	Take down/Stay down: Die Anforderungen an die Selbstregulierung müssen deutlicher definiert werden (Effizienz, Kooperation und Nachhaltigkeit), um wirksam zu werden. Als Alternative schlägt Suisseculture eine Branchenvereinbarung unter Einschluss der Rechteinhaber vor.
	Zugangssperren: Die Voraussetzungen für Zugangssperren müssen praxistauglicher definiert werden (insbes. Phase vor / während Lancierung), auch Portalseiten mit massenhafter Vermittlung oder Durchleitung zu Uploads müssen gesperrt werden können, und die Provider sind an den Kosten zu beteiligen.
	Datenschutz: Die Datenerhebung durch Verletzte zum Zweck des gesetzlichen Rechtsschutzes muss wie in anderen Lebensbereichen zulässig sein und die Massnahme muss technologie-neutral ausgestaltet werden (statt beschränkt auf veraltete P2P-Netzwerke). Falls eine Bekanntgabepflicht eingeführt wird, ist sie praktikabler zu definieren.
	Mitteilung an Verletzer/Offenlegung Identität: Es ist eine (statt 2) sichere Mitteilungen an alle Verletzer vorzusehen (nicht nur P2P, sondern technologieneutral, s. oben) und es sind praxistaugliche, sehr viel kürzere Fristen zu definieren (insbes. heikelste Phase vor / während Erstveröffentlichung in der Schweiz).
	Art. 62 Abs. 1bis
	1bis Eine Gefährdung von Urheber- oder verwandten Schutzrechten liegt insbesondere vor bei Handlungen nach den Artikeln 39a Absätze 1 und 3 sowie 39c Absätze 1 und 3 und bei Verletzung der Pflichten nach den Artikeln 66b und 66c sowie 62a Absatz 2, 66d Absatz 2, 66e und 66g.
	Art. 62a Gerichtliche Anordnung der Identifikation von Teilnehmern und Teilnehmerinnen bei Rechtsverletzungen im Internet
	1	Wer in seinem Urheber- oder verwandten Schutzrecht schwerwiegend verletzt wird, kann gestützt auf Daten, die er oder sie nach Artikel 66/ bearbeitet hat, vom Gericht verlangen, dass dieses die Anbieterin von Fernmeldediensten verpflichtet, die Teilnehmer oder Teilnehmerinnen zu identifizieren, deren Anschlüsse für die Verletzung verwendet wurden.
	2	Das Gericht verpflichtet die Anbieterin von Fernmeldediensten zur Bekanntgabe der Identität der betreffenden Teilnehmer oder Teilnehmerinnen an die verletzte Person, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
	a.	Die verletzte Person macht glaubhaft, dass:
	1.   eine schwerwiegende Verletzung vorliegt,
	2.   die Urheber- oder verwandten Schutzrechte über ein Peer-to-Peer- Netzwerk verletzt wurden, und
	3.   die Teilnehmer oder Teilnehmerinnen innerhalb der letzten zwölf Monate durch die Anbieterin von Fernmeldediensten zwei aufklärende Hin- weise erhalten haben und auf die Folgen der Nichtbeachtung hingewiesen wurden (Art. 66g); und
	b.	Die Anbieterin von Fernmeldediensten verfügt im Zeitpunkt des Begehrens (Abs. 1) über Daten, die eine Identifikation der Teilnehmer oder Teilnehmerinnen noch erlauben. Diese Daten sind bis zum Abschluss des Verfahrens durch die Anbieterin von Fernmeldediensten aufzubewahren.
	3	Die verletzte Person hat die Anbieterin von Fernmeldediensten für die Kosten der Identifizierung angemessen zu entschädigen.
	4	Eine schwerwiegende Verletzung liegt insbesondere vor, wenn:
	a.	ein Werk oder anderes Schutzobjekt vor seiner Veröffentlichung widerrechtlich zugänglich gemacht wurde, bevor es mit Einwilligung der Rechtsinhaber für unbeschränkte Nutzerkreise verbreitet oder auf Abruf zugänglich gemacht wurde; oder
	b.	eine grosse Anzahl von Werken oder anderen Schutzobjekten, die rechtmässig zugänglich oder erhältlich sind, widerrechtlich zugänglich gemacht werden oder dies wesentlich gefördert wird.
	la. Kapitel: Pflichten der Anbieterinnen von Fernmelde- und abgeleiteten Kommunikationsdiensten
	Art. 66b	Pflichten von Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste
	1	Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste nach Artikel 2 Buchstabe c des Bundesgesetzes betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs vom 6. Oktober 20004 haben auf Mitteilung der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder einer zuständigen Behörde oder bei Kenntnis einer Verletzung den Zugang zu widerrechtlich öffentlich zugänglich gemachten Werken oder anderen Schutzobjekten oder widerrechtlichen  Angeboten, die den widerrechtlichen Zugang zu solchen Werken vermitteln, zu sperren oder diese von ihren Servern zu entfernen.
	2	Sie leiten dem Kunden oder der Kundin, der oder die das betreffende Werk oder andere Schutzobjekt widerrechtlich öffentlich zugänglich gemacht oder vermittelt hat (Inhaltsanbieter oder Inhaltsanbieterin), die Mitteilung nach Absatz 1 weiter und informieren ihn oder sie über die Möglichkeit des Widerspruchs und dessen Folgen nach Absatz 3.
	3	Auf begründeten Widerspruch des Inhaltsanbieters oder der Inhaltsanbieterin, der oder die ein Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnet, haben Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste umgehend den Zugang zum betreffenden Werk, oder anderem Schutzobjekt oder Vermittlungsangebot, zu entsperren oder das betreffende Werk oder andere Schutzobjekt wieder auf den Server zu laden, vorbehältlich des Entscheids eines Gerichts oder einer Einigung bis die Angelegenheit zwischen den betroffenen Personen oder durch die Gerichte geklärt ist, wenn es sich nicht um ein offensichtlich widerrechtliches Angebot handelt. Hierfür wird werden die Identität und das Zustellungsdomizil des Inhaltsanbieters der mitteilenden Person bekannt gegeben.
	4  Wird Solange kein Widerspruch erhoben oder wenn wird das betreffende Werk, oder andere Schutzobjekt oder Vermittlungsangebot aufgrund eines Gerichtsentscheids oder einer Einigung nach Abschluss des Verfahrens nach Absatz 3 wieder gesperrt oder von den Servern entfernt wird, so haben die Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste im Rahmen des technisch und wirtschaftlich Zumutbaren zu verhindern, dass das Werk oder andere Schutzobjekt Dritten erneut über ihre Server angeboten wird.
	Art. 66c	Selbstregulierung von Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste
	1	Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste mit Sitz in der Schweiz können sich einer Selbstregulierungsorganisation mit Sitz in der Schweiz anschliessen. Einer Selbstregulierungsorganisation nicht anschliessen dürfen sich Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste, deren Geschäftsmodell auf der Förderung systematischer Urheberrechtsverletzungen aufbaut, insbesondere indem Nutzern des Dienstes Anonymität gewährt wird, die Anbieterin auf Kontaktmöglichkeiten zu Nutzern verzichtet, Vertragsbedingungen anwendet, die der Erfüllung ihrer Pflichten entgegenstehen, oder Anreize für rechtsverletzende Nutzungen des Dienstes setzt.
	2	Die Selbstregulierungsorganisationen verhandeln mit betroffenen Inhabern von Urheber- und verwandten Schutzrechten bzw. deren massgebenden Verbänden eine Branchenvereinbarung erlassen ein Reglement und überwachen die Einhaltung der darin geregelten reglementarischen Pflichten durch die angeschlossenen Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste. Die Pflicht nach Artikel 66b Absatz 4 gilt nicht für angeschlossene Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste, welche ihren gesetzlichen und reglementarischen Pflichten nachkommen.
	3	Die Branchenvereinbarung Das Reglement regelt die Voraussetzungen für den Anschluss und Ausschluss von Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste sowie die Pflichten der angeschlossenen Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste und soll einen wirksamen und effizienten Rechtsschutz gewährleisten. Insbesondere folgende Pflichten müssen den Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste auferlegt werden:
	a.	die Pflicht, dem Inhaltsanbieter oder der Inhaltsanbieterin die Mitteilung der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person, wonach dieser oder diese ein Werk oder anderes Schutzobjekt widerrechtlich öffentlich zugänglich gemacht habe, weiterzuleiten, und ihn oder sie auf die Möglichkeit des Widerspruchs und dessen Folgen hinzuweisen;
	b.	die Pflicht, auf Mitteilung der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person den Zugang zum betreffenden Werk oder anderen Schutzobjekt nach Buchstabe a zu sperren oder dieses vom Server zu entfernen;
	c.	die Pflicht, auf Widerspruch eines Inhaltsanbieters oder einer Inhaltsanbieterin, der oder die ein Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnet, umgehend den Zugang zum betreffenden Werk oder anderen Schutzobjekt zu entsperren oder das betreffende Werk oder andere Schutzobjekt wieder auf den Server zu laden, bis die Angelegenheit zwischen den betroffenen Personen oder durch die Gerichte geklärt ist; hierfür wird die Identität des Inhaltsanbieters der mitteilenden Person bekanntgegeben.
	d.	die Pflicht, dem Stand der Technik gemässe Verfahren anzuwenden, um ihren Pflichten nach Art. 66b Abs. 1 wirksam nachkommen zu können
	4	Die mit der Kontrolle der Einhaltung der reglementarischen Pflichten betrauten Personen und Organe müssen von der Geschäftsleitung und der Verwaltung der kontrollierten Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste unabhängig sein.
	5	Das IGE beaufsichtigt die Selbstregulierungsorganisationen. Es genehmigt die von den Selbstregulierungsorganisationen erlassenen Reglemente nach Absatz 2 sowie deren Änderungen.
	Art. 66d Sperrung des Zugangs zu Angeboten
	1	Wer in seinem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzt oder gefährdet wird, kann vom IGE verlangen, dass es die Anbieterinnen von Fernmeldediensten mit Sitz in der Schweiz verpflichtet, den Zugang zu Angeboten von Werken und anderen Schutzobjekten, respektive zu Seiten, welche solche Angebote enthalten vermitteln, zu sperren.
	2	Das IGE verfügt die Sperrung eines Angebots, indem es dieses auf eine Liste der zu sperrenden Angebote setzt (Sperrliste), wenn die verletzte oder gefährdete Person glaubhaft macht, dass die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
	a.	Das Angebot ist in der Schweiz abrufbar.
	b.	Mittels des Das Angebots werden macht das Werke oder andere Schutzobjekte überwiegend in nach diesem Gesetz offensichtlich widerrechtlicher Weise zugänglich gemacht.
	c.	Die Anbieterin abgeleiteter Kommunikationsdienste, auf deren Server sich das Angebot befindet, hat ihren Sitz im Ausland oder verschleiert dessen Ort.
	d.	Das Werke oder andere Schutzobjekt ist von der Schweiz aus rechtmässig zugänglich oder rechtmässig erhältlich.
	3 Die Anbieterin von Fernmeldediensten kann von der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Personen einen angemessenen Beitrag an die Abgeltung ihrer haben die Anbieterinnen von Fernmeldediensten für die Kosten für die der Sperrung verlangen angemessen zu entschädigen. Art. 62 Abs. 2 gilt entsprechend.
	Art. 66e	Eröffnung der Sperrverfügung und Einspracheverfahren
	1	Das IGE veröffentlicht die Sperrliste und deren regelmässige Aktualisierungen mittels Verweis im Bundesblatt und stellt diese den nach Artikel 4 Absatz 1 des Fernmeldegesetzes vom 30. April 19975 registrierten Anbieterinnen von Fernmeldediensten zu. Die Veröffentlichung im Bundesblatt gilt als Eröffnung der Sperrverfügung.
	2	Gegen die Sperrverfügungen können Einsprache erheben:
	a.	die von der Verfügung betroffenen Inhaltsanbieter und Inhaltsanbieterinnen und Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste, namentlich, wenn sie das betroffene Angebot aufgehoben oder den Zugang dazu in der Schweiz mit geeigneten technischen Massnahmen unterbunden haben;
	b.	die Anbieterinnen von Fernmeldediensten, wenn aus betrieblicher oder technischer Sicht die Massnahmen unverhältnismässig sind, die für die Sperrung des Zugangs zu Angeboten, die neu in die Sperrliste aufgenommen wurden, erforderlich sind.
	3	Die Einsprachen sind innert den folgenden Fristen schriftlich beim IGE einzureichen:
	a.	Einsprachen nach Absatz 2 Buchstabe a: jederzeit;
	b.	Einsprachen nach Absatz 2 Buchstabe b: innert 30 Tagen ab Eröffnung der Sperrverfügung.
	4	Die Einsprachen haben aufschiebende Wirkung. Das IGE kann anordnen, dass einer Einsprache keine aufschiebende Wirkung zukommt.
	5	Das IGE ist bei der Prüfung einer Einsprache nicht an die gestellten Anträge gebunden.
	Art. 66f	Information an Teilnehmer und Teilnehmerinnen
	1	Das IGE betreibt eine Einrichtung, die die Teilnehmer und Teilnehmerinnen darüber informiert, dass das Angebot, auf das sie zugreifen wollen, gesperrt ist.
	2	Die Anbieterinnen von Fernmeldediensten leiten die Teilnehmer und Teilnehmerinnen, welche auf die gesperrten Angebote zugreifen möchten, auf die Informationseinrichtung weiter, soweit dies technisch möglich ist.
	Art. 66g	Zustellung der aufklärenden Hinweise
	1 Auf Mitteilung der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder einer zuständigen Behörde stellen die Anbieterinnen von Fernmeldediensten den Teilnehmern und Teilnehmerinnen, deren Anschluss für eine schwerwiegende Verletzung der Urheber- oder verwandten Schutzrechte über Peer-to-Peer- Netzwerke verwendet werden, einen ersten aufklärenden Hinweis zu. Dieser kann elektronisch und/oder in Papierform übermittelt werden.
	2	Will der Anschlussinhaber geltend machen, für über seinen Anschluss begangene schwerwiegende Verletzungen nicht verantwortlich zu sein, so hat er umgehend Massnahmen zu ergreifen, um die missbräuchliche Verwendung seines Anschlusses zu unterbinden. Erfolgt frühestens nach zwei Monaten und spätestens nach zwölf Monaten seit der Zustellung des ersten aufklärenden Hinweises eine zweite Mitteilung einer in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder einer zuständigen Behörde, so stellen die Anbieterinnen von Fernmeldediensten den betroffenen Teilnehmern und Teilnehmerinnen einen zweiten aufklärenden Hinweis zu. Dieser muss in Papierform zugestellt werden.
	3	Erfolgt frühestens nach zwei Wochen Monaten seit der Zustellung des zweiten aufklärenden Hinweises und spätestens nach zwölf Monaten seit der Zustellung des ersten aufklärenden Hinweises eine weitere dritte Mitteilung einer in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder einer zuständigen
	Behörde, so informieren die Anbieterinnen von Fernmeldediensten die Person oder Behörde über die bereits erfolgten Hinweise und die Möglichkeit, die Identität der Teilnehmer und Teilnehmerinnen, deren Anschluss für die Verletzung verwendet wurde, zu erfahren (Art. 62a).
	4	Wenn innerhalb der Frist nach Absatz 3:
	a.	keine dritte Mitteilung erfolgt, so werden alle Mitteilungen, welche den entsprechenden Teilnehmer oder die entsprechende Teilnehmerin betreffen, gelöscht;
	b.	wenn eine dritte Mitteilung erfolgt, werden die Mitteilungen nach Abschluss des Identifikationsverfahrens (Art. 62a) gelöscht.
	5	Die Anbieterin von Fernmeldediensten kann von der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Personen vorschussweise einen angemessenen Betrag an die Abgeltung ihrer haben die Anbieterinnen von Fernmeldediensten für die Kosten für die der Zustellung der aufklärenden Hinweise und der damit verbundenen Kosten verlangen, sofern diese Kosten nicht direkt dem Verletzer auferlegt werden können. angemessen zu entschädigen. Art. 62 Abs. 2 gilt entsprechend.
	Art. 66h	Inhalt der Mitteilungen, aufklärenden Hinweise und Informationen
	Die Rechtsinhaber und Rechtsinhaberinnen, die Konsumentenorganisationen, deren Tätigkeit von gesamtschweizerischer Bedeutung ist, und die sich statutengemäss ausschliesslich dem Konsumentenschutz widmen, sowie die Anbieterinnen von Fernmeldediensten legen gemeinsam den Inhalt folgender Texte fest:
	a.	der Mitteilungen, die die in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Personen oder die zuständige Behörde den Anbieterinnen von Fernmeldediensten schicken;
	b.	der aufklärenden Hinweise der Anbieterinnen von Fernmeldediensten an die betroffenen Teilnehmer und Teilnehmerinnen; und
	c.	der Informationen der Anbieterinnen von Fernmeldediensten zuhanden der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder der zuständigen Behörde.
	Art. 66i	Fachstelle für Koordination
	1	Der Bundesrat setzt eine Fachstelle ein, die als Verbindungsstelle zwischen den Rechtsinhabern und Rechtsinhaberinnen, den Konsumentenorganisationen, deren Tätigkeit von gesamtschweizerischer Bedeutung ist und die sich statutengemäss ausschliesslich dem Konsumentenschutz widmen, und den Anbieterinnen von Fernmeldediensten dient.
	2	Die Fachstelle koordiniert insbesondere die Zusammenarbeit im Hinblick auf die Festlegung der Texte nach Artikel 66h.
	3	Der Bundesrat regelt die Aufgaben und die Organisation der Fachstelle im Einzelnen.
	Art. 66j	Datenbearbeitung durch die in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person
	1	Werden Urheber- oder verwandte Schutzrechte über Peer-to-Peer-Netzwerke schwerwiegend verletzt, so darf die verletzte Person zur Bekämpfung dieser Verletzung die zur Wahrung ihrer Rechte erforderlichen Daten erheben und speichern, bei Verletzungen mittels Fernmeldediensten insbesondere:
	a.	die IP-Adresse des Teilnehmers oder der Teilnehmerin, dessen oder deren Anschluss für die Verletzung verwendet wurde;
	b.	das Datum und die Uhrzeit der Zugänglichmachung der Werke und anderer Schutzobjekte sowie die Dauer, während der das Werk oder andere Schutzobjekt zugänglich war;
	c.	den elektronischen Fingerabdruck des Werks oder des anderen Schutzobjekts.
	2	Die in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzte Person darf nicht mehr Daten erheben und speichern, als für die Verfolgung der Rechtsverletzungen unabdingbar ist.
	3	Sie hat den Zweck, die Art und den Umfang der Datenerhebung und -speicherung bekannt zu geben.
	4	Sie hat die Daten durch angemessene technische und organisatorische Massnah- men gegen unbefugte Bearbeitung zu schützen.
	Art. 66k	Ausschluss der Verantwortlichkeit
	1	Sofern Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste, die ihre Pflichten nach den Artikeln 66b und 66c Absätze 2 und 3 nachkommen wahrnehmen, können sie nicht verantwortlich gemacht werden für:
	a.	Urheberrechtsverletzungen durch ihre dritte Inhaltsanbieter und Inhaltsanbieterinnen, die sich ihres Dienstes bedienen;
	b.	eine Verletzung vertraglicher oder ausservertraglicher Pflichten.
	2	Sofern Anbieterinnen von Fernmeldediensten, die Datenübermittlung weder veranlassen noch deren Adressaten oder Inhalt bestimmen oder ändern und ihren Pflichten nach den Artikeln 62a Absatz 2, 66d Absatz 2 und 66g nachkommen wahrnehmen, können nicht verantwortlich gemacht werden für:
	a.	Urheberrechtsverletzungen durch ihre Teilnehmer und Teilnehmerinnen;
	b.	eine Umgehung der Sperrmassnahmen;
	c.	eine Verletzung vertraglicher oder ausservertraglicher Pflichten.
	Zitatrecht an Bildern (Art. 25), Erläuternder Bericht S. 30:
	Der Bundesrat lehnt die explizite Einführung eines Zitatrechts an Bildern ab, mit der Begründung, dass ein solches bereits aus dem bestehenden Gesetzesartikel hervorgehe. Suisseculture kann einer solchen allgemeinen Pauschalaussage nicht zustimmen. Zitate sind gemäss Art. 25 URG auf das Notwendige zu beschränken und sind nur im notwendigen Zusammenhang im Sinne einer Erläuterung, als Hinweis oder Veranschaulichung eines eigenen Werkes erlaubt. Daraus folgt, dass – bis vielleicht auf eine Besprechung eines dreizeiligen Gedichtes – keine ganzen Werke als Zitat frei wiedergegeben werden dürfen. Bei Werken der bildenden Kunst ist deshalb bei einer notwendigen, teilweisen bzw. ausschnittweisen Widergabe als Zitat das Urheberpersönlichkeitsrecht auf Werkintegrität verletzt bzw. bedroht. Zudem befürchten die Urheberinnen und Urheber von Werken der bildenden Kunst und der Fotografie zu Recht eine Aushöhlung des ihnen zustehenden Ausschliesslichkeitsrechtes auf Werkwiedergaben gemäss Art. 10 URG, zumal bei einem umfassend bestehenden Zitatrechts jede Bildreproduktion, und zwar in analoger wie auch in digitaler Form, von den Nutzern als Zitat aufgefasst würde.
	Daher schlägt Suisseculture – immer unter der Voraussetzung, dass das Zitatrecht an Werken der bildenden Kunst zugelassen sein soll - vor, dieses auf einen dem Sinn und Zweck der Bestimmung entsprechenden Umfang zu beschränken, so beispielsweise in wissenschaftlichen Arbeiten und da insbesondere bei wissenschaftlichen Bildbesprechungen.
	Ratifizierung internationaler Abkommen
	Bundesbeschluss „Entwurf über die Genehmigung des Vertrags von Peking über den Schutz von audiovisuellen Darbietungen“: Suisseculture begrüsst den Beitritt der Schweiz zum „Beijing Treaty on Audiovisual Performances“ und erachtet die vorgeschlagene Umsetzung als gute Lösung. Betroffen von diesem Beitritt sind in erster Linie Schauspielerinnen und Schauspieler, deren Darbietungen endlich einen adäquaten Schutz erhalten.
	Ebenso begrüsst Suisseculture den Bundesbeschluss „Entwurf über die Genehmigung des Vertrags von Marrakesch“. Die Genehmigung hat insofern keinen Gesetzgebungsbedarf zur Folge, als eine entsprechende Schrankenbestimmung für den erleichterten Zugang für blinde, sehbehinderte oder sonst lesebehinderte Menschen bereits im Gesetz enthalten und umgesetzt worden ist (Art. 24c URG).
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